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beleuchten dabei sowohl gegenwärtige und zukünf-
tige Entwicklungen als auch langfristige Trends des 
demografi schen Wandels.

Die letzte vergleichbare Broschüre des BiB zum 
demografi schen Wandel stammt aus dem Jahr 2008 
und ist längst vergriffen. Die beständige Nachfrage 
nach fundierten, aber leicht verständlichen Infor-
mationen hat uns veranlasst, diese Broschüre in 
überarbeiteter Form neu aufzulegen und künftig in 
kürzeren Abständen jeweils aktualisiert erscheinen 
zu lassen. 

Mit der vorliegenden Publikation setzt das Bun-
desinstitut für Bevölkerungsforschung eine Reihe 
von Veröffentlichungen fort, in der oftmals komple-
xe wissenschaftliche Zusammenhänge über Ursa-
chen und Folgen der demografi schen Entwicklung 
für alle Interessierten verständlich dargestellt wer-
den. Je besser die Wirkungszusammenhänge der 
Bevölkerungsentwicklung bekannt sind, umso eher 
wird man erkennen, welche Chancen, aber auch wel-
che Gestaltungsaufgaben und Herausforderungen 
vor uns liegen. 

 

Prof. Dr. Norbert F. Schneider
Direktor des Bundesinstituts für 
Bevölkerungsforschung

Liebe Leserinnen und Leser,

die Bevölkerungsentwicklung hat erheblichen 
Einfl uss auf die gesellschaftliche, politische und 
ökonomische Situation in unserem Land. Es ist vor 
allem die Alterung der Bevölkerung, die gegenwär-
tig in Deutschland das Bild vom demografi schen 
Wandel prägt: Heute ist etwa jeder Fünfte älter als 
65 Jahre, zur Mitte des Jahrhunderts ist zu erwarten, 
dass es jeder Dritte sein wird. 

Zu diesem Trend und seinen Konsequenzen haben 
die Bürgerinnen und Bürger viele Fragen. Sie wollen 
wissen, wie sich der demografi sche Wandel auf das 
Leben in der Gesellschaft auswirken wird, welche 
Folgen sich für den Wohlstand ergeben und was 
diese Entwicklung für die eigene Zukunft bedeutet. 
Das zunehmende Interesse an bevölkerungsrele-
vanten Themen spiegelt sich auch in der Vielzahl 
von Anfragen wider, die das Bundesinstitut für Be-
völkerungsforschung seitens der Politik und der 
Öffentlichkeit erreichen.

Mit dieser Broschüre wollen wir aktuelle Daten, 
Fakten und Trends, die die Bevölkerungsentwick-
lung prägen, zusammenfassend präsentieren. Wir 

Vorwort des Direktors des 
Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung
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Gegenwärtig leben in Deutschland rund 82 Millionen Menschen. Diese Grö-
ßenordnung hat sich seit Mitte der 1990er Jahre nur wenig verändert, sie  
hängt vom Zusammenspiel dreier grundlegender demografi scher Prozesse 
ab: der Entwicklung der Geburten, der Sterbefälle und der Bilanz der Zu- und 
Abwanderungen.

Bevölkerungsbilanz 
Über Jahrzehnte hinweg stieg die Bevölkerungszahl 
in Deutschland nahezu kontinuierlich an. Bis zum Be-
ginn der 1970er Jahre war dies vor allem ein Ergebnis 
hoher Geburtenüberschüsse, der Höchstwert wurde 
dabei im Jahr 1964 verzeichnet, als die Zahl der Ge-
burten um 487.000 über der der Sterbefälle lag. Mit 
dem starken Absinken des Geburtenniveaus ab Mitte 
der 1960er Jahre verringerte sich dieser Geburten-
überschuss kontinuierlich und schlug zu Beginn der 
1970er Jahre in einen wachsenden Sterbefallüber-
schuss um. Im Jahr 2011 wurden bereits rund 190.000 
Menschen weniger geboren als im gleichen Jahr star-
ben. Damit war diese zunehmend negative natürliche 
Bevölkerungsbilanz eine der Hauptursachen für den 
Rückgang des Bevölkerungswachstums. 

Betrachtet man die Entwicklung der Geburtenzah-
len, so ist eine gewisse „Wellenbewegung“ zu erken-
nen: gibt es stärker besetzte Geburtsjahrgänge bei 
den Eltern – wie z. B. bei den Babyboomern – werden 
auch die Kinderjahrgänge stärker besetzt sein, auch 
wenn die Kinderzahl je Frau unverändert bleibt. Die-
ser Effekt schwächt sich von Welle zu Welle ab, lässt 
sich aber zum Beispiel an den höheren Geburtenzah-
len Ende der 1980er Jahre erkennen.

1. Bevölkerungsentwicklung
    und Alterung
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MillionenDie Bevölkerungszahl 
in Deutschland ist mit 

Ausnahme von Kriegszei-
ten nahezu kontinuierlich 
angewachsen. Seit Mitte 

der 1990er Jahre stagniert 
sie bei rund 82 Millionen. 

Bevölkerungsstand in Deutschland, 1815 bis 20111
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Geburtenüberschuss

Sterbefallüberschuss

1971 war das letzte Jahr, 
in dem in Deutschland 
ein Geburtenüberschuss 
eintrat. Seitdem übersteigt 
die Anzahl der Sterbefälle 
in jedem Jahr die Zahl der 
Lebendgeborenen und 
dies tendenziell in wach-
sendem Umfang.

Bilanz der Lebendgeborenen und Gestorbenen in Deutschland, 1960 bis 2011

In den meisten Jahren seit 
1960 wiesen das Frü-
here Bundesgebiet bzw. 
Deutschland deutlich mehr 
Zu- als Abwanderungen 
auf. Jahre mit Abwande-
rungsverlusten bzw. nur 
geringen Zuwanderungs-
überschüssen sind vor 
allem auf ausgeprägte 
Rückwanderungen z. B. 
von Arbeitsmigranten oder 
Flüchtlingen zurückzufüh-
ren. In den letzten Jahren 
spielt auch die Bereini-
gung von Melderegistern 
hierfür eine Rolle.
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Durchschnitt
der Jahre

Westdeutschland ohne Berlin Ostdeutschland einschl. Berlin

Natürliche 
Bilanz

Wanderungs-
bilanz

Gesamt-
bilanz

Natürliche 
Bilanz

Wanderungs-
bilanz

Gesamt-
bilanz

1990-1994 2,7 103,2 105,9 -52,6 -4,1 -52,5

1995-1999 -0,4 31,2 30,8 -43,9 2,0 -41,9

2000-2004 -8,4 34,6 26,1 -31,9 -28,3 -60,2

2005-2009 -16,2 7,9 -8,2 -30,8 -20,9 -51,8

2010-2011 -20,3 29,0 8,7 -32,0 6,4 -25,7

Die Wanderungssalden als Ergebnis von Zu- und Fort-
zügen unterliegen deutlich stärkeren Schwankungen 
als die natürlichen Salden. Hier spielen historische 
Bedingungen wie gezielte Arbeitskräfteanwerbung, 
Flüchtlingsströme durch Kriege, aber auch Gesetzesän-
derungen wie das Zuwanderungsgesetz oder die Rege-
lungen für (Spät-)Aussiedler eine entscheidende Rolle. 
Hinzu kommen Familiennachzüge der in Deutschland 
lebenden Ausländer oder in den letzten Jahren ver-
stärkte Abwanderung von Deutschen (vgl. Kapitel 6 
Außenwanderungen). Die in vielen Jahren erheblichen 
Zuwanderungsüberschüsse machen deutlich, dass 
sich die Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg 
zu einem Einwanderungsland entwickelt hat.

Bis 2003 führten die hohen Zuwanderungsüber-
schüsse noch zu insgesamt steigenden Bevölke-
rungszahlen. Danach konnten auch positive Wande-
rungssalden die hohen Sterbefallüberschüsse nicht 
mehr ausgleichen, so dass die Bevölkerungszahl in 
Deutschland sank. In einzelnen Jahren verschärften 
Abwanderungsüberschüsse diese Situation noch 
weiter. Für das Jahr 2011 zeigte sich eine Veränderung: 

die hohen Zuwanderungsgewinne von fast 280.000 
Personen überstiegen den natürlichen Saldo von 
-190.000 Personen und erstmalig wuchs die Bevöl-
kerungszahl wieder leicht an. Inwieweit sich hier tat-
sächlich ein neuer Trend abzeichnet, wird sich aller-
dings erst in den nächsten Jahren erweisen. 

In West- und Ostdeutschland differiert die Bevöl-
kerungsbilanz seit der Wiedervereinigung erheblich. 
Im Westen sorgte die hohe Zahl junger Frauen zu Be-
ginn der 1990er Jahre noch für hohe Geburtenzahlen 
und damit einen Geburtenüberschuss (z. B. zwischen 
1990 und 1994 pro Jahr 2,7 mehr Geborene als Ge-
storbene je 10.000 Einwohner). In den folgenden 
Jahren entstanden Sterbefallüberschüsse vor allem 
durch sinkende Geburtenzahlen. Die zurückgehenden 
Wanderungsüberschüsse konnten seit 2006 diese 
negative natürliche Bilanz nicht mehr kompensieren, 
sodass auch in Westdeutschland der Gesamtsaldo 
bis 2010 negativ ausfi el und die Bevölkerungszahl 
insgesamt absank.

Im Osten war die erste Hälfte der 1990er Jahre durch 
den „demografi schen Schock“ nach der Wiederverei-
nigung gekennzeichnet. Im Ergebnis der damit verbun-
denen sozialen Unsicherheiten wurden demografi sch 
relevante Entscheidungen aufgeschoben. Das Gebur-
tenniveau sank auf einen historischen Tiefstand und 
es entstand ein ausgeprägter Sterbefallüberschuss. 
Gegen Ende der 1990er Jahre stieg die Geburtenzahl 
wieder an. Das war auch mit der Realisierung von auf-
geschobenen Geburten verbunden, also mit einem 
„Nachhol effekt“. Trotzdem bleibt die natürliche Bilanz 
negativ und führt im Zusammenwirken mit den in den 
meisten Jahren negativ ausfallenden Wanderungszah-
len zu einem durchgängigen Verlust an Bevölkerung. 

Bevölkerungsbilanz
Die Differenz aus Geburten und Sterbefällen 
wird als natürlicher Saldo bzw. natürliche Bilanz 
bezeichnet. Überwiegt die Anzahl der Gebur-
ten die der Sterbefälle, spricht man von einem 
Geburtenüberschuss, im anderen Fall von einem 
Sterbefallüberschuss. Ergänzt wird sie durch die 
Wanderungsbilanz, die sich als Differenz aus Zu- 
und Fortzügen über die betrachtete regionale Ein-
heit ergibt. Beide Prozesse zusammen bilden als 
Gesamtbilanz der Bevölkerung die Grundlage für 
die jährliche Veränderung der Bevölkerungszahl.

Methodische
Erläuterung

Komponenten der Bevölkerungsentwicklung in West- und Ostdeutschland zwischen 1990 und 2011 
(durchschnittlicher Saldo pro Jahr je 10.000 Einwohner)

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen: BiB



w w w . b i b - d e m o g r a f i e . d e

 BE VÖL K ERUNGSEN T W ICK L UNG UND A LT ERUNG      9

60

65

70

75

80

85

90

2000 2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 2055 2060

1 ab 2012: Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes und der Länder

Datenquelle: Statistisches Bundesamt © BiB 2013

Millionen

Obergrenze der "mittleren"
Bevölkerung

Untergrenze der
"mittleren" Bevölkerung

Die Bevölkerungszahl in 
Deutschland verringert 
sich zukünftig weiter. In 
welchem Ausmaß das 
geschieht, wird vor allem 
von den Zu- und Abwan-
derungen abhängen, da 
Lebenserwartung und 
Geburtenentwicklung 
langfristig gesehen relativ 
stabil verlaufen. 

Bevölkerungsstand in Deutschland, 2000 bis 20601

Bevölkerungsvorausberechnung
Langfristige Bevölkerungsvorausberechnungen sind 
Modellrechnungen oder Projektionen, die zeigen, 
wie sich eine Bevölkerung entwickeln würde, wenn 
man von bestimmten Annahmen für einzelne Kom-
ponenten – Geburten, Lebenserwartung, Wanderun-
gen – ausgeht. Die damit errechneten Bevölkerungs-
zahlen und Altersstrukturen bilden einen Rahmen 
für die wahrscheinlich zu erwartende Entwicklung, 
falls die getroffenen Annahmen in etwa eintreffen.
Durch Bund und Länder werden auf der Basis der 
fortgeschriebenen Bevölkerungszahlen und -struk-
turen regelmäßig koordinierte Bevölkerungsvor-
ausberechnungen erstellt, aktuell wird mit der 12. 
Vorausberechnung aus dem Jahr 2009 gearbeitet. 
Die nächste Vorausberechnung wird auf den Zensus-
ergebnissen von 2011 beruhen und dürfte sich da-
mit von den vorangegangenen unterscheiden, denn 
je weiter die letzten Volkszählungen zurückliegen, 
desto ungenauer wird auch die Fortschreibung von 
Zahl und Struktur der Bevölkerung. Besonders wich-
tig für die zukünftige Bevölkerungsentwicklung sind 
die Wanderungsannahmen, da bei Lebenserwartung 
und Geburtenentwicklung keine sprunghaften Ver-
änderungen zu erwarten sind.

Für die 12. koordinierte Bevölkerungsvorausbe-
rechnung, die einen Zeitraum bis 2060 abbildet, 
wurden für die beiden Varianten der „mittleren“ Be-
völkerung folgende Annahmen zugrunde gelegt: 

>> Die zusammengefasste Geburtenziffer bleibt auf 
Dauer auf dem niedrigen Niveau von 1,4 Kindern 
je Frau, das durchschnittliche Gebäralter steigt 
weiter leicht an.

>> Die durchschnittliche Lebenserwartung nimmt 
bis 2060 weiter zu auf 85,0 Jahre (Männer) bzw. 
89,2 Jahre (Frauen).

>> Jährlich ziehen 100.000 (Untergrenze der „mitt-
leren“ Bevölkerung) bzw. 200.000 (Obergrenze 
der „mittleren“ Bevölkerung) mehr Personen 
nach Deutschland zu, als das Land verlassen.

Bei Eintreten dieser Annahmen würde die Bevöl-
kerungszahl in Deutschland bis 2060 deutlich zu-
rückgehen – je nach Wanderungsannahme auf rund 
64,7 Millionen bei der Untergrenze bzw. rund 70,1 
Millionen bei der Obergrenze der „mittleren“ Bevöl-
kerung. Das würde einen Rückgang um 17 bzw. 12 
Millionen Menschen gegenüber der Bevölkerungs-
zahl des Jahres 2011 von 81,8 Millionen bedeuten.
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Die schematische Darstel-
lung der Altersstrukturen 

hat sich im Laufe von mehr 
als 100 Jahren deutlich ge-
wandelt. Für die Zukunft ist 
mit einem immer schmaler 

werdenden Sockel in den 
jüngeren Jahrgängen zu 

rechnen.
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt © BiB 2013

Schematische Darstellung des Altersaufbaus der Bevölkerung von 1910 bis 2060 (in Prozent der Gesamtbevölkerung)

Altersstrukturen
Geburten-, Sterblichkeits- und Wanderungsent-
wicklung spiegeln sich auch im Altersaufbau der 
Bevölkerung wider. Und jener wiederum ist neben 
diesen drei Prozessen mitentscheidend für die 
zukünftige Bevölkerungsentwicklung, da er deren 
Ausgangsbasis bildet.

Der Altersaufbau der Bevölkerung hat sich in 
den letzten 100 Jahren entscheidend verändert. 
Jahrhundertelang herrschte bei der Altersstruktur 
das Bild der sprichwörtlichen „Alterspyramide“ 
vor, das sich auch noch für 1910 mit Ausnahme 
der jüngsten Jahrgänge (die Geburtenzahlen sind 
bereits rückläufi g) erkennen lässt. Dies war aber 

keinesfalls eine „ideale Altersstruktur“, weil sie 
auf einer hohen Sterblichkeit beruhte. Aber bereits 
hier wird der Beginn des demografi schen Alte-
rungsprozesses in Deutschland deutlich. Das Jahr 
1950 zeigt dann schon den schmaler werdenden 
Sockel der jüngeren Jahrgänge und die tiefen Ein-
schnitte durch Kriege und Weltwirtschaftskrise. In 
der Gegenwart fallen neben dem immer geringeren 
Umfang der jüngeren Altersgruppen vor allem die 
stark besetzten Jahrgänge der sogenannten „Ba-
byboomer“ (Geburtsjahrgänge Ende der 1950er 
bis Beginn der 1970er Jahre) auf. Für die nächsten 
Jahrzehnte wird sich der Trend zahlenmäßig kleiner 
werdender Jahrgänge im jüngeren Alter fortsetzen, 
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt © BiB 2013

Frauenüberschuss

Männerüberschuss

Altersstruktur der Bevölkerung in Deutschland, 31.12.2011

Der Altersaufbau der Be-
völkerung in Deutschland 
spiegelt sowohl langfristi-
ge demografische Trends 
als auch kurzfristige histo-
rische Einflüsse wider.

der Alterungsprozess in Deutschland wird sich be-
schleunigen. Selbst wenn die Kinderzahl pro Frau 
ansteigen sollte, würde dieser Trend durch den 
Rückgang der Anzahl potenzieller Mütter nur sehr 
langfristig gestoppt werden können.

Der Altersaufbau zeigt dabei nicht nur die lang-
fristigen demografi schen Trends, sondern auch 
kurzfristiger wirkende historische Einfl üsse wie 
Geburtenausfälle durch Kriege und Krisen, Kriegs-
tote oder besonders stark besetzte Jahrgänge. 
Über Jahrzehnte hinweg sind die Männerjahrgänge 

durch die Kriegseinfl üsse der beiden Weltkriege 
überproportional dezimiert worden, die Kriegszei-
ten selbst sind durch massive Geburtenausfälle ge-
kennzeichnet und die 1960er Jahre des „goldenen 
Zeitalters von Ehe und Familie“ haben zu den stark 
besetzten Geburtsjahrgängen der Babyboomer ge-
führt. All diese Entwicklungen lassen sich am Al-
tersaufbau der Bevölkerung in Deutschland nach-
vollziehen, ebenso wie der Männerüberschuss im 
jüngeren und der Frauenüberschuss im höheren 
Alter (siehe dazu Seite 11). 
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veau, das vor allem in Westdeutschland schon seit 
rund 40 Jahren das Geburtengeschehen bestimmt. 
Dadurch nimmt der Umfang der nachwachsenden 
Generationen deutlich ab – jede Kindergeneration 
ist etwa um ein Drittel kleiner als ihre Elterngene-
ration, wobei ein Generationenabstand heute bei 
etwa 30 Jahren liegt. Langfristig verringert sich da-
mit nicht nur die Zahl der Kinder und Jugendlichen 
bis 20 Jahre von heute 14,9 Millionen auf zehn bis 
elf Millionen, sondern auch die Erwerbsbevölke-
rung von rund 50 Millionen könnte um mehr als ein 
Viertel absinken. Die Hauptauswirkungen sind da-
bei in den Jahren nach 2020 zu erwarten, wenn die 
geburtenstarken Jahrgänge – die Babyboomer – 
aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Bis 2020 ha-
ben wir es vor allem mit einem Alterungsprozess 
innerhalb der Erwerbsbevölkerung zu tun.

Den stärksten Anstieg wird es in Zukunft bei den 
Hochbetagten ab 80 Jahre geben, was zu steigenden 
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Anteil in ProzentBereits im ausgehenden 
19. Jahrhundert begann 

die durchschnittliche Kin-
derzahl in Deutschland zu 
sinken, sodass der Anteil 

junger Menschen abnahm. 
Parallel dazu wuchs der 

Anteil von Menschen ab 65 
Jahre stark an: Gegen Ende 

des 19. Jahrhunderts war 
nur jeder Zwanzigste in 

diesem Alter, mittlerweile 
ist es jeder Fünfte. 

Anteile der Altersgruppen unter 20, ab 65 und ab 80 Jahre in Deutschland, 1871 bis 20601

Veränderungen zwischen den Altersgruppen
Wie im vorangegangenen Abschnitt zu erkennen 
war, unterliegt die Altersstruktur der Bevölkerung 
erheblichen Veränderungen. Bereits seit Ende des 
19. Jahrhunderts verschiebt sich das Verhältnis 
von jungen und alten Menschen in der Bevölkerung 
Deutschlands zugunsten der Älteren. Während der 
Anteil der unter 20-Jährigen 1871 noch bei 43 % 
lag und nur 5 % der Bevölkerung 65 Jahre und äl-
ter waren, liegen diese Werte heute bei 18 bzw. 
21 %. Das heißt, heute ist bereits jeder Fünfte in 
Deutschland mindestens 65 Jahre alt.

In Zukunft wird sich dieses Verhältnis noch wei-
ter verschieben. Unter den Annahmen der 12. ko-
ordinierten Bevölkerungsvorausberechnung wird 
der Anteil der unter 20-Jährigen bis zum Jahr 2060 
auf unter 16 % absinken und derjenige der älteren 
Menschen ab 65 Jahre weiter auf 34 % ansteigen. 
Begründet ist dies durch das niedrige Geburtenni-
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Mit der Senkung der Sterblichkeit insgesamt hat 
sich auch diese Geschlechterproportion verän-
dert. 1950 wurde ein zahlenmäßiger Gleichstand 
zwischen den Geschlechtern im Alter um 20 bis 21 
Jahre erreicht. Mittlerweile ist diese Altersgrenze 
fast kontinuierlich nach oben geklettert und liegt 
jetzt schon bei etwa 55 Jahren.

Im höheren Altersbereich ist allerdings immer 
noch ein deutlicher Frauenüberschuss vorhanden, 
wenn auch die Aussage „das Alter in Deutschland 
ist weiblich“ weiter an Bedeutung verliert.

Im Alter ab 80 Jahre – in dem ja auch noch die 
höhere Lebenserwartung der Frauen zum Tragen 
kommt – lebten zum Höhepunkt dieser zahlenmäßi-
gen Geschlechterungleichgewichte in Deutschland 
am Ende der 1990er Jahre rund 280 Frauen je 100 
Männer. Ursache dafür waren vor allem die durch 
die beiden Weltkriege stark dezimierten Männer-
jahrgänge bis zum Geburtsjahrgang 1929, die auch 
das Geschlechterverhältnis in den Altersgruppen 
unterhalb von 80 Jahren deutlich beeinfl ussten.

Inzwischen verringert sich diese Proportion 
auch jenseits der 80 Jahre kontinuierlich und liegt 
2011 in dieser Altersgruppe bei 197 Frauen je 100 
Männer. Nach den Annahmen der 12. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung wird sich dieses 
Verhältnis weiter verringern und im Jahr 2060 ein 
Niveau von rund 170 zu 100 erreichen.

Jahr 65 – 69 Jahre 70 – 74 Jahre 75 – 79 Jahre 80 Jahre und älter

1950 127 124 124 140

1960 154 151 146 147

1970 136 162 195 192

1980 164 173 180 243

1990 162 183 208 259

2000 112 132 198 277

2010 108 116 131 204

2011 108 115 130 197

Datenquelle: Statistisches Bundesamt

Anforderungen im Pfl ege- und Hilfe bereich führen 
wird (vgl. dazu auch den Abschnitt Hochaltrigkeit 
und Pfl ege). Während ihr Anteil im Jahr 1871 noch 
unter 1 % lag, gehören heute bereits mehr als 5 % 
der Bevölkerung zu dieser Altersgruppe und bis zum 
Jahr 2060 wird mit einem Anstieg auf 14 % gerech-
net. Das heißt, jeder Siebente wäre im Deutschland 
des Jahres 2060 mindestens 80 Jahre alt. Damit 
wäre der Anteil 80-Jähriger und Älterer nur geringfü-
gig niedriger als der der unter 20-Jährigen.

In Ostdeutschland hat sich die Verschiebung 
zwischen den Altersgruppen durch den Geburten-
einbruch Anfang der 1990er Jahre und die hohe 
Abwanderung vor allem junger Menschen in noch 
stärkerem Maße vollzogen als in Westdeutschland. 
Der Anteil unter 20-Jähriger liegt hier gegenwärtig 
bei unter 15 % (West über 19 %) und der Anteil der 
Altersgruppe ab 65 Jahre bei knapp 23  % gegen-
über 20 % in Westdeutschland.

Veränderungen des Geschlechterverhältnisses
Je 100 Mädchen werden normalerweise zwischen 
105 und 106 Jungen geboren, es gibt also im Kin-
des- und Jugendalter einen deutlichen männlichen 
Überschuss. Dieser Überschuss wird reduziert durch 
die höhere Sterblichkeit männlicher Säuglinge und 
Kleinkinder und dann noch einmal vor allem im Alter 
zwischen 15 und 25 Jahren durch eine höhere männ-
liche Sterblichkeit im Ergebnis von Verkehrsunfällen 
und anderen unnatürlichen Todesursachen. 

Entwicklung des Geschlechterverhältnisses in den Altersgruppen ab 65 Jahre (Frauen je 100 Männer)
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Medianalter 
Eine andere demografi sche Maßzahl zur Abbildung 
der Alterung einer Gesellschaft ist das Median alter 
(s. methodische Erläuterung). Dieses Medianalter 
ist in den letzten Jahrzehnten deutlich angestiegen. 
Es liegt bei Frauen durchgehend über dem Niveau 
der Männer, was vor allem aus der höheren Lebens-
erwartung der Frauen und dem Männerüberschuss 
in den jungen Altersgruppen resultiert. 

Bei den Männern ist der Verlauf des Medianalters 
zunächst noch durch ein Absinken in den 1950er 
und 1960er Jahren gekennzeichnet: die starken Ge-
burtenjahrgänge in dieser Zeit und die ausgedünnte 
Generation der im Zweiten Weltkrieg gefallenen Män-
ner sorgten zunächst also für eine Verjüngung. Erst 
danach näherte sich das Median alter dem Verlauf 
bei den Frauen an. Heute ist die Hälfte der Männer 
unter 43 Jahre alt, die Hälfte der Frauen unter 46 
Jahre. Dieses Medianalter wird weiter ansteigen mit 
erheblichen Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, 
auf Rentenversicherung und Gesundheitswesen. Ab 
der Mitte dieses Jahrhunderts ist dann bei beiden 
Geschlechtern mit einer Stabilisierung des Kurven-
verlaufs bzw. einem leichten Rückgang zu rechnen. 
Die Ursache dafür sind die geburtenstarken Jahrgän-
ge der Babyboom-Generation, die gegenwärtig den 

Medianalter
Dieses teilt die Bevölkerung nach dem Alter in 
zwei gleich große Gruppen: Die eine Hälfte ist 
jünger als das Medianalter, die andere Hälfte ist 
älter. Damit reagiert das Medianalter sensibler 
auf eine Ungleichverteilung der Altersjahrgänge 
innerhalb einer Bevölkerung als das Durch-
schnittsalter.

Medianalter in Jahren, Deutschland 1950 bis 20601
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1 ab 2012 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes und der Länder
Variante 1W1; Untergrenze "mittlere" Bevölkerung (Wanderung 100.000)

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen: BiB © BiB 2013

JahreDas Medianalter von 
Männern und Frauen ist in 

den letzten Jahren stetig 
angestiegen.

Altersprozess maßgeblich vorantreiben, sie werden 
dann zum größten Teil verstorben sein.

Das Durchschnittsalter, das als arithmetisches Mit-
tel des Alters aller Personen einer Bevölkerung berech-
net wird, liegt um rund ein Jahr unter dem Medianalter 
und zwar bei Männern bei 42,6 Jahren und bei Frau-
en bei 45,3 Jahren. Hierbei spielt die Besetzung der 
einzelnen Geburtsjahrgänge eine wichtige Rolle. Das 
höchste Durchschnittsalter haben die Menschen in 
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen, die jüngste 
Bevölkerung lebt in Hamburg, Berlin und Baden-Würt-
temberg. Dabei betragen die Unterschiede im Durch-
schnittsalter zwischen Hamburg und Sachsen-Anhalt 
immerhin 3,7 Jahre bei den Männern und 5,0 Jahre bei 
den Frauen – auch ein Ergebnis der jahrelangen hohen 
Abwanderung junger ostdeutscher Frauen.
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Jahr Jugendquotient1 Altenquotient2 Gesamtquotient3

1871 83,7 8,9 92,6

1910 85,4 9,8 95,2

1939 52,7 13,1 65,8

1950 50,8 16,3 67,0

2000 34,0 26,8 60,7

2010 30,3 33,8 64,1

2011 29,8 33,7 63,5

20304 30,7 52,8 83,5

20604 30,9 67,4 98,4

1 Jugendquotient = unter 20-Jährige je 100 20- bis 64-Jährige
2 Altenquotient = 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis 64-Jährige
3 Gesamtquotient = unter 20-Jährige und 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis 64-Jährige
4 2030 und 2060 entsprechend 12. koordinierter Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes und der Länder,
   Variante 1W1 (Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung)

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen: BiB

Abhängigenquotienten
Das Zahlenverhältnis zwischen jungen und alten 
Menschen ermöglicht nicht nur Einblicke in den 
strukturellen Altersaufbau der Bevölkerung, es ver-
deutlicht auch die Abhängigkeiten dieser Gruppen 
voneinander.

Der sogenannte Jugendquotient beispielsweise 
gibt das Verhältnis der Kinder und Jugendlichen 
unter 20 Jahren zu den 20- bis 64-Jährigen wieder, 
während man das Verhältnis der 65-Jährigen und 
Älteren in Bezug zu den 20- bis 64-Jährigen als Al-
tenquotient bezeichnet. Dieser Einteilung liegt die 
idealisierte Vorstellung zugrunde, dass Menschen 
zwischen 20 und 65 Jahren als wirtschaftlich aktive 
Gruppe die (fi nanzielle) Versorgung für die Jünge-
ren bzw. die Älteren gewährleisten. Die Summe von 
Jugend- und Altenquotient – der Gesamtquotient –  
zeigt deshalb die ökonomische Belastung der Be-
völkerung im erwerbsfähigen Alter. 

Dieser Gesamtquotient lag im Jahr 1871 bei 92,6 
und damit um etwa ein Drittel höher als das gegen-
wärtige Niveau. Grundlage dafür war ein sehr hoher 
Jugend- und ein sehr niedriger Altenquotient. Damit 
mussten relativ viele Ressourcen für die Versorgung 
der noch nicht bzw. nicht mehr Erwerbsfähigen 
eingesetzt werden. Allerdings ist dabei zu berück-

sichtigen, dass Ende des 19. und zu Beginn des 
20. Jahrhunderts mehr als 90 % der 15- bis unter 
20-Jährigen bereits im Erwerbsleben standen, wäh-
rend dies gegenwärtig nur für weniger als ein Drittel 
dieser Altersgruppe zutrifft.  Andererseits ändert 
sich auch das Renteneintrittsalter im Zeitablauf.

Der niedrigste Gesamtquotient war in Deutschland 
in den Jahren 1990 bis 1992 mit unter 58 zu verzeich-
nen. Zu dieser Zeit war der Jugendquotient bereits auf 
ein Niveau von rund 34 abgesunken, der Altenquo-
tient aber begann erst stärker anzusteigen und lag 
noch bei etwa 24. Nach den gegenwärtigen Voraus-
berechnungen wird der Gesamtquotient bis zum Jahr 
2060 erheblich ansteigen und noch über dem Niveau 
von Ende des 19. Jahrhunderts liegen – allerdings 
mit entgegengesetzten Vorzeichen: dann wird der 
Altenquotient zwei Drittel des Gesamt quotienten 
ausmachen und der Jugendquotient nur ein Drittel.

Auch beim Niveau der Abhängigenquotienten zei-
gen sich wieder deutliche West-Ost-Unterschiede: 
Der niedrigere Gesamtquotient in Ostdeutschland 
von 59,9 gegenüber 64,5 in Westdeutschland wird 
vor allem durch den erheblich niedrigeren Jugend-
quotienten von 23,9 (West 31,3) hervorgerufen, der 
die Geburtenausfälle nach der deutschen Wieder-
vereinigung widerspiegelt.

Jugend-, Alten- und Gesamtquotient in Deutschland, 1871 bis 2060
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Altenquotient (65-Jährige und Ältere je 100 20- bis 64-Jährige) in Deutschland, 2011 (Kreisebene)

Der Altenquotient in 
Deutschland ist regional 

unterschiedlich ausge-
prägt. In den Ballungsräu-

men und großen Städten 
liegen die Werte deutlich 
unter dem bundesweiten 

Durchschnitt, ebenso in 
weiten Teilen Süddeutsch-
lands. Das beruht auf dem 

starken Zuzug vorwie-
gend junger Menschen. 

Demgegenüber gibt es in 
Ostdeutschland, an den 

Küsten, im äußersten Wes-
ten sowie am Alpenrand  

viele Landkreise mit einem 
hohen Altenquotient.

Der demografi sche Wandel und das Altern der 
Bevölkerung vollziehen sich also regional sehr un-
terschiedlich. Städtische Zentren mit hoher Wachs-
tumsdynamik bei Bevölkerung und Wirtschaftskraft 
stehen schon heute strukturschwachen Regionen 
gegenüber, die von Alterung und Abwanderung be-
troffen sind. Diese unterschiedlichen Entwicklun-
gen werden sich in Zukunft weiter verstärken und 
erhebliche Auswirkungen auf die Nutzung und An-
forderung von Infrastruktureinrichtungen haben. In 
den Wachstumsregionen steigt die Nachfrage nach 
Wohnraum, Verkehrsinfrastruktur, Erholungsfl ä-
chen, Bildungs- oder Versorgungseinrichtungen. 
In strukturell benachteiligten Räumen geht es um 
die Aufrechterhaltung der Daseinsvorsorge für 
die dort lebenden Menschen. Während einerseits 
also Wachstum gefördert wird, sind andererseits 
Schrumpfungsprozesse zu erwarten.

Das zahlenmäßige Verhältnis zwischen jüngeren 
und älteren Menschen ist regional sehr unterschied-
lich, so dass der Altenquotient innerhalb Deutsch-
lands erheblichen Schwankungen unterworfen ist. 
Hierbei spielt vor allem die Abwanderung junger 
Menschen eine entscheidende Rolle: Wenn viele Jun-
ge aus einer Region wegziehen, dann altert — rein 
rechnerisch — die verbleibende Bevölkerung in die-
sem Gebiet umso rascher. Außerdem geht mit dem 
Wegzug junger Frauen auch die zukünftige Mütter-
generation verloren. Generell lässt sich sagen, dass 
Städte aufgrund ihres Angebots an Bildungseinrich-
tungen, Arbeitsplätzen und Freizeitmöglichkeiten 
attraktiv für junge Menschen sind. Sie ziehen also 
tendenziell weg vom Land in Richtung der Ballungs-
zentren. Dieses Phänomen zeigt sich seit vielen Jah-
ren in weiten Teilen der neuen Bundesländer, und 
hier vor allem in strukturschwachen Gebieten. 
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Die Altenquotienten in den 
europäischen Ländern 
weisen ein sehr unter-
schiedliches Niveau auf.

Altenquotienten (65-Jährige und Ältere je 100 20- bis 64-Jährige) in Europa, 2011
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Das Altern der Bevölkerung ist nicht auf Deutsch-
land beschränkt. In nahezu allen Staaten weltweit 
kann ein Alterungsprozess beobachtet werden, 
allerdings vollzieht er sich global mit unterschied-
lichen Geschwindigkeiten. In Japan altert die Be-
völkerung besonders schnell, weil sich die hohe 
Lebenserwartung und die niedrige Geburtenrate 
in ihren Wirkungen verstärken. Auch China, mit 1,3 
Milliarden Einwohnern gegenwärtig noch das bevöl-
kerungsreichste Land der Erde, steht ein rasanter 
Alterungsprozess bevor, weil die Ein-Kind-Politik 
die Zahl der Geburten in den letzten Jahrzehnten 
drastisch beschränkt hat, wodurch die Kinderge-
nerationen deutlich kleiner ausfallen als die Eltern-
generationen. 

Bei unseren europäischen Nachbarländern wei-
sen die Alterungsprozesse viele unterschiedliche 
Spezifi ka auf. In Italien und in einigen osteuropä-
ischen Ländern hat der starke Geburtenrückgang 
die Alterung deutlich beschleunigt, während in Ir-
land, Skandinavien oder auch in der Türkei dieser 
Prozess wesentlich langsamer voranschreitet. Die 
unterschiedlichen Niveaus der Altenquotienten in 
Europa spiegeln sowohl die niedrigen Geburtenzah-
len der letzten Jahrzehnte, die zu geringeren Zahlen 
junger Erwerbsfähiger geführt haben, wider als auch 
die Differenzen in der ferneren Lebenserwartung der 
höheren Altersgruppen mit unterschiedlich steigen-
den Besetzungen im höheren Alter.

Weitere Informationen zum Thema:
www.bib-demografie.de/
bevoelkerungsbilanz_altersstruktur
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Pfl egestatistik (ab 2015 Status-quo-Modell)

Pfl egebedürftige
Gemäß SGB XI gelten Personen als pflegebedürf-
tig, wenn sie aufgrund körperlicher, seelischer 
und geistiger Behinderung oder Krankheit dauer-
haft auf Hilfe angewiesen sind, um den täglichen 
Ablauf des Lebens bewältigen zu können. Dabei 
beurteilt die jeweilige Pflegekasse, ob und in 
welchem Grad eine Pflegebedürftigkeit besteht. 
Je nach Schwere des Krankheitszustandes wer-
den Pflegebedürftige in die Pflegestufen I bis III 
unterteilt.

Pfl egebedürftige in Deutschland 2005 bis 2030 nach Altersgruppen (Anteile in Prozent)

große Herausforderung sein. Gegenwärtig gelten 
etwa 2,3 Millionen Menschen in Deutschland als 
pfl egebedürftig im Sinne des XI. Sozialgesetzbu-
ches. Folgt man den Status-quo-Berechnungen des 
Statistischen Bundesamtes (also unter Beibehaltung 
der aktuellen Pfl egequoten), dann dürfte diese Zahl 
innerhalb der nächsten beiden Jahrzehnte um die 
Hälfte auf etwa 3,4 Millionen wachsen, wobei der 
Anteil der unter 60-jährigen Pfl egefälle abnimmt. 

Hochaltrigkeit und Pflege
Auch wenn mit der steigenden Lebenserwartung 
die Lebensjahre in Gesundheit zunehmen, wird es 
zukünftig immer mehr hochbetagte Senioren ge-
ben. Heute leben in Deutschland über vier Millionen 
Menschen, die älter als 80 Jahre sind. Nach Vor-
ausberechnungen des Statistischen Bundesamtes 
soll diese Zahl bis zur Mitte des Jahrhunderts auf 
etwa zehn Millionen klettern. Da mit zunehmendem 
Alter das Risiko für gesundheitliche Beeinträchti-
gungen steigt, ist in Zukunft mit einer Zunahme al-
tersbedingter Krankheiten zu rechnen. Körperliche 
Probleme in der zweiten Lebenshälfte sind zudem 
oftmals chronisch und irreversibel, gerade bei be-
tagten Menschen treten häufi g Multimorbidität und 
erhebliche Mobilitätseinschränkungen auf. Bei psy-
chischen Erkrankungen spielen Depressionen oder 
demenzielle Erkrankungen ebenfalls eine wichtige  
Rolle. Die medizinische Versorgung und altersge-
rechte Pfl ege dieser Menschen wird deshalb eine 
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1 einschl. teilstationäre Pfl egeheime
Quelle: Statistisches Bundesamt

Pfl egebedürftige 2011 nach Versorgungsart

2,5 Millionen Pfl egebedürftige insgesamt

zu Hause versorgt
1,76 Millionen (70 %)

durch Angehörige:
1,18 Millionen Pfl egebedürftige

durch 12.300 ambul. Pfl egedienste
mit 291.000 Beschäftigten

zusammen mit/durch
ambulante Pfl egedienste:
576.000 Pfl egebedürftige

in 12.400 Pfl egeheimen1

mit 661.000 Beschäftigten

in Heimen vollstationär versorgt
743.000 (30 %)

Jahr

Altersgruppe 50 bis 64 Altersgruppe ab 80 Jahre Intergenerationeller Unterstützungskoeffi zient

in 1.000
50- bis 64-Jährige 

je einen 80-Jährigen und Älteren

2005 15.143 3.681 4,1

2010 16.344 4.307 3,8

2011 16.871 4.401 3,8

2015 18.363 4.814 3,8

2020 19.245 6.007 3,2

2025 17.887 6.225 2,9

2030 15.743 6.417 2,5

Intergenerationeller Unterstützungsquotient in Deutschland, 2005 bis 2030

Vor dem Hintergrund ansteigender Pfl egefallzah-
len gewinnt der qualitative Aspekt der Pfl ege an 
Bedeutung. Gegenwärtig spielt die häusliche Pfl ege 
durch Angehörige eine wichtige Rolle: Etwa 70 % 
aller Pfl egebedürftigen werden zu Hause betreut, 
die meisten davon durch Familienangehörige. 

Speziell für die Alterssicherungssysteme und 
Pfl egeleistungen werden Unterstützungsziffern 
errechnet, welche die Verschiebung der Bevölke-
rungsanteile zwischen den Generationen deutlich 
machen. So stellt der „intergenerationelle Unter-
stützungskoeffi zient“ die Zahl der Menschen ab 
80 Jahren ins Verhältnis zur Größe der nachfolgen-
den Generation zwischen 50 und 64 Jahren – also 
der Söhne und Töchter der ab 80-Jährigen. Dieses 

Maß ist vor allem für das Unterstützungspotenzial 
bedeutsam – es zeigt, in welcher Relation alte Men-
schen in Zukunft auf die Hilfeleistungen und Pfl ege 
durch Jüngere rechnen können bzw. in welcher Form 
dieses Potenzial bei steigender Lebenserwartung 
abnimmt. Vor allem nach 2020, wenn die gebur-
tenstarken Jahrgänge aus der Altersgruppe der bis 
65-Jährigen ausscheiden, wird die zahlenmäßige 
Relation zwischen den Hochbetagten und ihrer Kin-
dergeneration immer ungünstiger werden. 

Hinzu kommt die zunehmende Kinder- und En-
kellosigkeit sowie die Aufl ösung traditioneller Fa-
milienstrukturen, die dazu führen, dass Pfl ege in 
Zukunft zunehmend von institutionellen Anbietern 
zu leisten sein wird.

Ab 2015 berechnet nach 12. koordinierter Bevölkerungsvorausberechnung, Variante 1W1 (Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung)
Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen: BiB
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Der demografi sche Wandel wird sich mittelfristig auch auf den Arbeitsmarkt 
auswirken, weil sich mit der Alterung und der Schrumpfung der Bevölkerung 
auch die Erwerbstätigenstruktur verändern wird. Die geburtenstarken Jahr-
gänge der Babyboomer, die gegenwärtig einen Großteil der Erwerbsperso-
nen stellen, werden bis 2030 aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden. Befürch-
tungen, die aus ökonomischer Sicht im Zusammenhang mit der künftigen 
demografi schen Entwicklung oftmals genannt werden, sind: ein Engpass an 
jungen und hochqualifi zierten Mitarbeitern, ein Rückgang bei der Innovati-
onskraft und Produktivität der Unternehmen sowie niedrigere Beitragszah-
lungen bei steigenden Sozialausgaben. Führt der demografi sche Wandel die 
Menschen in Deutschland also zu einem Wohlstandsverlust? Und welche 
Möglichkeiten gibt es, den Rückgang der Erwerbsbevölkerung abzumildern? 
Welche Rolle kommt dabei der Bildung zu?

2. Erwerbstätigkeit
     und Bildung
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Anteil an der Bevölkerung im jeweiligen Alter (in Prozent)

2000 2011

Männer sind in allen 
Lebensjahren zu einem 

höheren Grad erwerbstätig 
als Frauen. Dennoch hat 

gerade in den letzten Jah-
ren die Frauenerwerbstä-

tigkeit stark zugenommen.

Erwerbstätigenquote nach Alter und Geschlecht in Deutschland, 2000 und 2011

Gegenwärtig profi tiert Deutschland von den stark 
besetzten Jahrgängen der Babyboom-Generation. 
Im Jahr 2011 waren durchschnittlich 38,0 Mil-
lionen Menschen zwischen 20 und 64 Jahren in 
Deutschland erwerbstätig – und damit so viele wie 
nie zuvor. Allein seit 2001 hat diese Zahl um 3,1 
Millionen Erwerbstätige zugenommen. Für diesen 
Anstieg gibt es mehrere Gründe: Zum einen trug 
die positive ökonomische Lage dazu bei, dass die 
Zahl der verfügbaren Arbeitsplätze gestiegen ist. 
Zum anderen hat sich aber auch die allgemeine Er-
werbsneigung erhöht, die Erwerbstätigenquote der 
20- bis 64-Jährigen wuchs von 69 % auf nunmehr 
76 %. Vor allem Frauen drängen immer stärker in 
den Arbeitsmarkt. Waren 2001 noch rund 61 % der 
Frauen im erwerbsfähigen Alter erwerbstätig, so  
erhöhte sich dieser Anteil mittlerweile auf 71 %. 
Bei den Männern fi el der Anstieg von 76 auf 81 % 
deutlich schwächer aus, allerdings auf einem hö-
heren Niveau.
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Erwerbstätigenquote
Die Erwerbstätigenquote setzt die Zahl der 
Erwerbstätigen einer Bevölkerung in Bezug zur 
Gesamtzahl der Bevölkerung im gleichen Alter 
und Geschlecht. Dabei wird die Arbeitskräfte-
erhebung des Statistischen Bundesamtes als 
Datengrundlage verwendet, die das interna-
tional vereinbarte Labour-Force-Konzept der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) für den 
Erwerbsstatus zugrunde legt. Demnach gilt als 
erwerbstätig, wer ab einem Alter von 15 Jahren 
mindestens für eine Stunde gegen Lohn arbeitet.

Betrachtet man die Erwerbsbeteiligung in Deutsch-
land nach Alter und Geschlecht, so wird ein typi-
scher Verlauf deutlich, der durch folgende Kennzei-
chen charakterisiert ist:

>> Über den gesamten Lebensverlauf hinweg be-
trachtet sind Männer zu einem höheren Grad 
erwerbstätig als Frauen. Die Phase mit der 
höch s ten Erwerbsbeteiligung liegt bei Männern 
zwischen dem 35. und 45. Lebensjahr, ihre Er-
werbstätigenquote erreicht in dieser Zeit rund 
90 %. Bei Frauen hingegen ist die Erwerbsar-
beit zwischen dem 45. und dem 55. Lebens jahr 
mit rund 80 % am stärksten verbreitet.

>> Der stärkste geschlechtsspezifi sche Unter-
schied ist im Alter zwischen 25 und 40 Jahren zu 
beobachten. Während Männer in dieser Phase 
bereits zu einem hohen Teil erwerbstätig sind, 
nehmen Frauen deutlich seltener am Erwerbs-

leben teil. Vereinbarkeitsprobleme von Beruf 
und Familie tragen mit dazu bei, dass Frauen 
zumindest zeitweise aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden.

>> Während der letzten Jahre hat sich die Erwerbs-
beteiligung erheblich verändert: Zum einen 
treten junge Menschen später ins Erwerbsle-
ben ein als noch um die Jahrtausendwende, 
was auf eine im Schnitt längere Ausbildungs-
phase zurückzuführen ist. Zum anderen ist 
die Erwerbsbeteiligung bei Menschen über 55 
Jahren stark angestiegen.

Um dem demografi sch bedingten Rückgang der Er-
werbsbevölkerung entgegenzuwirken, sind mehrere 
Lösungsansätze denkbar: Der frühere Eintritt in das 
Erwerbsleben, der spätere Austritt aus der Erwerbs-
phase, eine Erhöhung der Frauenerwerbstätigkeit 
sowie der Zuzug von ausländischen Arbeitskräften.

Erwerbsbeteiligung von Frauen
An der gestiegenen Erwerbsbeteiligung in Deutsch-
land sind Frauen in besonderer Weise beteiligt. 
Gegenwärtig gehen sieben von zehn Frauen einer 
bezahlten Arbeit nach, so viel wie nie zuvor. Bei der 
schulischen und berufl ichen Qualifi kation haben 
Frauen die Männer mittlerweile überholt: Unter 
den 30- bis 34-Jährigen gelten 35 % der Frauen als 
hochqualifi ziert, bei den Männern sind es mit 31 % 
etwas weniger.

Der besseren Ausbildung zum Trotz unterliegt die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen sehr viel stärker fa-

Grund Männer Frauen

keine Vollzeittätigkeit zu fi nden 24,1 14,3

Aus- und Weiterbildung 23,0 6,4

Betreuung von Kindern und Pfl egebedürftigen 2,7 26,1

sonstige familiäre oder persönliche Verpfl ichtungen 7,6 27,6

Krankheit oder Unfallfolgen 6,8 2,6

Vollzeittätigkeit aus anderen Gründen nicht erwünscht 35,9 23,0

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus

Gründe für Teilzeittätigkeit nach Geschlecht 2011 (in Prozent)



w w w . b i b - d e m o g r a f i e . d e

22        DAT EN – FA K T EN – T R ENDS 2013

miliären Einfl üssen als bei Männern. Bedingt durch 
die Kinderbetreuung oder die Pfl ege älterer Ange-
höriger weisen viele Frauen keine durchgängige Er-
werbsbiografi e auf oder sind überdurchschnittlich 
oft in Teilzeitarbeitsverhältnissen beschäftigt. So 
arbeitet fast die Hälfte aller erwerbstätigen Frauen 
in Deutschland (45 %) weniger als 32 Stunden pro 
Woche, bei den Männern sind nur rund 10 % in Teil-
zeit beschäftigt.

Die Gründe für diese Erwerbsform unterscheiden 
sich zwischen den Geschlechtern sehr deutlich: 
So üben Männer Beschäftigungen in Teilzeit oft 
nur dann aus, wenn sie keine Vollzeitstelle fi nden 
oder wenn sie an einer Fort- bzw. Weiterbildungs-
maßnahme teilnehmen. Das hat zur Folge, dass die 
meisten Männer mit Teilzeitbeschäftigung entwe-
der unter 30 Jahre oder über 55 Jahre alt sind, sich 
also entweder in der Übergangsphase zwischen 
Ausbildung und Erwerbsleben befi nden oder zwi-

schen Erwerbsarbeit und Ruhestand. Bei den Frau-
en zeigt sich ein gänzlich anderes Bild: hier stehen 
familiäre Aufgaben sowie die Betreuung von Kin-
dern und Angehörigen an erster Stelle. Dement-
sprechend sind die meisten Frauen in einem Alter 
zwischen 35 und 60 Jahren teilzeitbeschäftigt, 
weil in diesem Altersabschnitt familienbezogene 
Aufgaben besonders häufi g anfallen.

Im internationalen Vergleich gibt es nur in den 
Niederlanden höhere weibliche Teilzeitquoten als 
in Deutschland, während in einigen osteuropä-
ischen Ländern diese Art der Beschäftigung bei 
Frauen weitgehend unbekannt ist (Bulgarien 2 %, 
Slowakei 5 %). Im EU-Durchschnitt liegt der Wert 
bei rund 32 %. In den einzelnen Ländern variieren 
die Gründe, warum Teilzeit gearbeitet wird, stark.
So hätten 48 % der Spanierinnen lieber eine Voll-
zeitstelle, fi nden aber keine, während 28 % Fami-
lienpfl ichten als Hinderungsgründe nannten.
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Erwerbsbeteiligung junger Menschen
Immer mehr junge Menschen streben eine höhere 
Qualifi kation an: Im Jahr 2011 erreichten bereits 
43 % der Schulabgänger die allgemeine Hoch-
schul- oder Fachhochschulreife, zehn Jahre zuvor 
waren es nur 30 %. Während der Anteil der Schüler 
mit Realschulabschluss weitgehend stabil blieb 
(rund 36 %), verringerte sich der mit Hauptschul-
abschluss von 24 % auf rund 17 %. Der zunehmen-
de Anteil von studienberechtigten jungen Men-
schen hat dazu geführt, dass die durchschnittliche 
Dauer der Ausbildung gestiegen ist, was wiederum 
den Eintritt in das Erwerbsleben verzögert.

Deutschland besitzt im europäischen Vergleich 
eine relativ lange Ausbildungszeit. Im Jahr 2011 
befand sich rund die Hälfte der 20- bis 24-Jährigen 
in Ausbildung oder Studium, der EU-Durchschnitt 
liegt etwas darunter. In Großbritannien sind die 
Ausbildungszeiten sehr viel kürzer, so dass sich in 

der gleichen Altersgruppe dort nur noch ein Drittel 
in der Ausbildungsphase befi ndet. Die Reduzierung 
der Gymnasialzeit auf acht Jahre, der Wegfall von 
Wehr- und Ersatzdienst sowie eine Verschlankung 
des universitären Studiums sollen dazu beitragen, 
den Übergang in das Erwerbsleben zu beschleuni-
gen.

Erwerbsbeteiligung älterer Menschen
Während die Erwerbsbeteiligung Jüngerer in den 
letzten Jahren abgenommen hat, stieg sie bei äl-
teren Menschen deutlich an. Allein zwischen 2001 
und 2011 kletterte die Erwerbstätigenquote bei 
Männern im Alter von 55 bis 64 Jahren von 46 % auf 
nunmehr 67 %, bei Frauen in der gleichen Alters-
gruppe von 29 % auf 53 %. Ursachen für den An-
stieg sind neben der allgemein guten Wirtschafts-
lage auch ein steigender Bedarf an erfahrenen Ar-
beitskräften. Aufgrund der höheren Qualifi kation 
der Erwerbstätigen und der Anhebung des Renten-
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Anteil in Prozent In den letzten Jahren ist die 
Erwerbstätigenquote von 
älteren Menschen deutlich 
angestiegen. Bei Frauen 
erreichte sie 2011 einen 
neuen Höchststand, bei 
den Männern lag das Ni-
veau in den 1970er Jahren 
noch erheblich darüber.

Erwerbstätigenquote im Alter von 55 bis 64 Jahren in Deutschland 1, 1970 bis 2011
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eintrittsalters auf 67 Jahre ist davon auszugehen, 
dass diese Quoten in den kommenden Jahren wei-
ter steigen werden.

Im Langzeitvergleich zeigt sich allerdings, dass 
die steigende Erwerbsbeteiligung in dieser Alters-
gruppe ein relativ neues Phänomen darstellt: Seit 
den 1970er Jahren war die Erwerbsbeteiligung vor 
allem älterer Männer nämlich stark rückläufi g und 
hatte sich von 85 % im Jahr 1970 auf einen Tiefst-
wert um die Jahrtausendwende reduziert. Im Jahr 
2001 war nicht einmal mehr die Hälfte der 55- bis 
64-jährigen Männer erwerbstätig. Ursache für die-
sen Rückgang waren neben Strukturänderungen 
im Arbeitsmarkt auch großzügige Regelungen, die 
Frühverrentungen sowohl für Arbeitgeber als auch 
Arbeitnehmer attraktiv gemacht haben; diese An-
reize sind mittlerweile stark limitiert. Ein gänzlich 
anderes Bild zeigt sich übrigens bei den Frauen im 
Alter von 55 bis 64 Jahren: deren Erwerbstätigkeit 

stieg seit Beginn der 1990er Jahre  kontinuierlich 
an und erreichte im Jahr 2011 einen neuen Höchst-
stand.

Auch jenseits der bisherigen Regelaltersgren-
ze ist der Anteil erwerbstätiger Menschen ange-
stiegen. Mittlerweile geht jeder zehnte Bürger in 
Deutschland zwischen 65 und 69 Jahren einer 
bezahlten Beschäftigung nach, damit hat sich die 
Erwerbsbeteiligung gegenüber 1996 verdoppelt. 
Dabei fällt auf, dass es in dieser Altersklasse vor 
allem Hochgebildete sind, die einer bezahlten Be-
schäftigung nachgehen: Bei Männern mit Hoch-
schulabschluss ist jeder Fünfte (19,4 %) erwerbs-
tätig, bei Männern mit niedrigem Bildungsniveau 
nur jeder Vierzehnte (6,9 %). Dieser bildungsspe-
zifi sche Zusammenhang lässt sich auch für Frauen 
nachweisen (9,9 % bzw. 6,2 %). Diese Zahlen be-
legen, dass die Arbeit im Rentenalter nicht nur aus 
ökonomischen Gründen erfolgt.
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in ProzentDie Erwerbsbeteiligung 
von Menschen jenseits 

des gesetzlichen Renten-
eintrittsalters ist in den 

letzten Jahren erheblich 
angestiegen.

Erwerbstätigenquoten 65- bis 69-jähriger Männer und Frauen, 1996 bis 2011 
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Qualifizierung und Weiterbildung
In Deutschland besteht ein enger Zusammenhang 
zwischen der berufl ichen Bildung und dem Er-
werbsstatus. So sind hochqualifi zierte Menschen 
in neun von zehn Fällen erwerbstätig, bei Personen 
ohne Schulabschluss sind es nur fünf von zehn. 
Um die Leistungsfähigkeit der Beschäftigten in 
einer Wissensgesellschaft zu sichern, ist die wei-
tergehende Qualifi kation der Erwerbstätigen von 
besonderer Bedeutung. Gerade in einer alternden 
Bevölkerung ist es notwendig, das Modell der 
zeitlich begrenzten Wissensaufnahme in Schu-
len oder Ausbildungsstätten durch ständige Wei-
terbildungsmaßnahmen zu ergänzen. In diesem 
Zusammenhang wurde der Begriff vom „Lifelong 
Learning“ etabliert.

Im Jahr 2011 nahmen 8,1 Millionen Erwerbstäti-
ge an einer berufl ichen Weiterbildung teil, das sind 
mehr als doppelt so viele wie 2001 (3,2 Millionen). 
Die Dynamik des Zuwachses trägt allerdings deut-
liche Abstufungen nach Alterklassen: Während 
bei den jüngeren Erwerbstätigen die Zahl qualifi -
zierender Maßnahmen nahezu konstant geblieben 
ist, ist der Bedarf bei den Älteren zum Teil stark an-
gestiegen. In der Altersgruppe der ab 55-Jährigen 
hat sich die Zahl der Weiterbildungen um das Acht-
fache erhöht. Diese Zahl steht in engem Zusam-
menhang mit der stärkeren Erwerbsbeteiligung 

Älterer. Im Vergleich zwischen den Geschlech-
tern wird deutlich, dass bei den unter 30-Jährigen 
Weiterbildungsmaßnahmen häufi ger von Frauen 
besucht werden als von Männern, erst mit über 30 
Jahren kehrt sich das Verhältnis um, weil auch der 
Anteil der Frauen an den Erwerbstätigen in diesem 
Altersbereich abnimmt. Und auch bei den Quali-
fi zierungsmaßnahmen tritt eine Bildungskompo-
nente zutage – mit steigender Allgemeinbildung 
bzw. besserer Stellung im Beruf nimmt die Zahl der 
Weiterbildungen zu.

Der vierte Bericht zur „Bildung in Deutschland 
2012“ machte deutlich, dass bei der betrieblichen 
Weiterbildung in den letzten Jahren allerdings ein 
sinkender Trend zu verzeichnen ist. Individuell be-
rufsbezogene und nicht berufsbezogene Weiter-
bildung hingegen nehmen einen deutlich höheren 
Zeitanteil bei der Weiterbildung der Beschäftigten 
ein. Allein für individuell-berufsbezogene Weiter-
bildungsmaßnahmen investierten die Teilnehmer 
im Jahr 2010 durchschnittlich 131 Stunden.

Damit Menschen im Berufsleben möglichst lange 
geistig und körperlich fi t bleiben, setzt dies einen 
bewussten Umgang mit gesundheitlichen Ressour-
cen voraus. Auch hierfür muss in Weiterbildungen 
die entsprechende Grundlage geschaffen werden.

Altersgruppe Gesamt Männer Frauen

15 - 19 75 38 37

20 - 24 505 235 270

25 - 29 904 437 467

30 - 34 996 526 470

35 - 39 960 517 443

40 - 44 1281 694 587

45 - 49 1288 675 613

50 - 54 1051 541 510

55 und mehr 1065 594 471

Datenquelle: Statistisches Bundesamt

Teilnehmer an berufl ichen Weiterbildungsmaßnahmen nach Alter und Geschlecht, 2011 (in 1.000)
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Mit rund 663.000 Geburten wurden im Jahr 2011 so wenige Kinder wie noch 
nie in Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg geboren. Dies scheint er-
staunlich zu sein, wenn man anhand der Entwicklung der zusammengefas-
sten Geburtenziffer sieht, dass sich das Geburtenniveau in Westdeutsch-
land seit den 1970er Jahren kaum verändert und in Ostdeutschland seit der 
Wende nahezu kontinuierlich wieder erhöht hat. 

3. Geburtenentwicklung
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Zusammengefasste GeburtenzifferDie zusammengefasste 
Geburtenziffer ist seit Ende 

des 19. Jahrhunderts von 
4,7 Kindern je Frau auf das 

heutige Niveau von 1,4 
gefallen. Ursache dafür 

waren zwei einschneiden-
de Geburtenrückgänge zu 

Beginn des 20. Jahrhun-
derts und Ende der 1960er 

Jahre. Daneben zeigt die 
Abbildung die Einflüsse 

der Weltkriege auf das 
Geburtenniveau.

Zusammengefasste Geburtenziffer (TFR)
Die zusammengefasste Geburtenziffer umfasst 
die Summe aller altersspezifischen Geburtenzif-
fern der Altersjahrgänge 15 bis 45/49 für ein Ka-
lenderjahr. Sie ist eine zusammengesetzte, hypo-
thetische Kennziffer und gibt an, wie viele Kinder 
je Frau geboren würden, wenn für deren ganzes 
Leben die altersspezifischen Geburtenziffern 
des jeweils betrachteten Kalenderjahres gelten 
würden. Die TFR ist die am häufigsten verwende-
te Kennziffer zur Charakterisierung des aktuellen 
Geburtenniveaus, weil die tatsächlichen durch-
schnittlichen Geburtenzahlen je Frau (endgültige 
Kinderzahl) erst dann festgestellt werden können, 
wenn die Frauen das gesamte gebärfähige Alter 
durchlaufen haben. Sie hat aber den Nachteil, 
dass sie durch das Vorziehen von Geburten in ein 
niedrigeres oder das Verschieben in ein höheres 
Lebensalter beeinflusst wird. In Deutschland wird 
in den letzten Jahren die tatsächliche Fertilität der 
Frauen mit der zunehmenden Zahl von Geburten 
im höheren Alter unterschätzt.

Zusammengefasste Geburtenziffer in Deutschland, West- und Ostdeutschland, 1871 bis 2011
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Deutschland weist mit 1,4 Kindern je Frau eine 
Fertilität auf, die langfristig dazu führt, dass jede 
Elterngeneration nur zu zwei Dritteln durch die 
nachfolgende Kindergeneration ersetzt wird. Da-
mit verringert sich die Zahl potenzieller Mütter kon-
tinuierlich. Zu Beginn der 1980er Jahre lebten noch 
17,1 Millionen Frauen zwischen 15 und 45 Jahren 
in Deutschland (DDR und Früheres Bundesgebiet 
zusammen), im Jahr 2011 lag diese Zahl um rund 
zwei Millionen niedriger. Auch bei gleichbleiben-
dem Geburtenniveau wird die Zahl der Lebendge-
borenen folglich absinken.

Die Geburt von Kindern verschiebt sich in Deutsch-
land – wie in anderen europäischen Ländern auch 
– in ein immer höheres Lebensalter der Frauen. 
Diese Entwicklung ist nicht neu, sie vollzieht sich 
in Westdeutschland bereits seit den 1970er Jah-
ren. In Ostdeutschland hat sie erst in den 1980er 
Jahren eingesetzt und sich auch nicht so kontinu-
ierlich vollzogen, so dass 1990 ostdeutsche Mütter 
bei Geburt ihrer Kinder im Durchschnitt sogar drei 
Jahre jünger waren als die westdeutschen. Dieser 
Unterschied hat sich bis zur Gegenwart im Ergebnis 

des schnellen Anstiegs des Gebäralters im Osten 
deutlich verringert, noch immer aber sind die ost-
deutschen Mütter mehr als ein Jahr jünger. 

Will man die Entwicklung des Gebäralters beim 
ersten Kind über einen längeren Zeitraum verglei-
chen, muss man auf die innerhalb der bestehen-
den Ehe geborenen Kinder zurückgreifen. Hier zeigt 
sich, dass die Mütter ihr erstes Kind heutzutage 
rund sechs Jahre später bekommen als 1970.

Seit 2008 ist es in Deutschland nun möglich, die 
Geburten nach der Reihenfolge der tatsächlich gebo-
renen Kinder unabhängig von der bestehenden Ehe 
zu differenzieren. Anhand der Zahlen für 2011 zeigt 
sich, dass der West-Ost-Unterschied im Gebäralter 
bei der Geburt des ersten Kindes mit rund 1,6 Jahren 
besonders stark ausgeprägt war. Ein wichtiger As-
pekt für dieses niedrigere Gebäralter im Osten ist der 
hohe Anteil nichtehelicher Geburten, der 2011 bei 
59 % im Vergleich zu 28 % in Westdeutschland liegt 
– denn unverheiratete Mütter sind bei der Geburt 
ihrer Kinder rund drei Jahre jünger als verheiratete 
Mütter. Für die zweiten, dritten und weiteren Kinder 
verringert sich dieser Unterschied allmählich.

Ein Phänomen, das in Deutschland zunehmend 
an Bedeutung gewonnen hat, ist die Kinderlosig-
keit. Damit ist Deutschland im europäischen Rah-
men zwar nicht allein, sie ist aber wesentlich stär-
ker verbreitet als in vielen anderen europäischen 
Staaten. Innerhalb Deutschlands existieren jedoch 
erhebliche Unterschiede in der Kinderlosigkeit zwi-
schen West- und Ostdeutschland, die sich in den 
letzten Jahren auch kaum verringert haben. So gel-
ten in Deutschland 20,7 % der Frauen als kinder-

Erfassung der Kinderlosigkeit
Erstmalig wurden im Mikrozensus 2008 die Frau-
en (auf freiwilliger Basis) nach ihren tatsächlich 
geborenen Kindern befragt. Dadurch wurde es 
möglich, auch den Anteil von Frauen ohne leibli-
che Kinder zu ermitteln, der bisher nur hilfsweise 
geschätzt werden konnte, und diese Anteile 
regional und im Zeitverlauf zu vergleichen. Die 
nächsten Daten zu dieser Frage bietet der Mikro-
zensus 2012.

Methodische
Erläuterung

Deutschland Westdeutschland 2 Ostdeutschland 2

Insgesamt 30,6 30,8 29,5

1. Kind 29,1 29,3 27,7

2. Kind 31,5 31,7 30,8

3. Kind 33,0 33,1 32,4

4. und weiteres Kind 34,2 34,3 33,7

1 biologische Geburtenfolge, nicht nach bestehender Ehe
2 jeweils ohne Berlin
Datenquelle: Statistisches Bundesamt

Durchschnittliches Alter der Mütter bei Geburt ihrer Kinder1, 2011 (in Jahren)
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Anteil in ProzentDer Anteil kinderloser 
Frauen hat sich in West-

deutschland über die 
Geburtskohorten hinweg 
kontinuierlich erhöht, in 
Ostdeutschland beginnt 
dieser Prozess erst und 
bewegt sich zur Zeit auf 

einem deutlich niedrige-
ren Niveau.

Datenquelle: Statistisches Bundesamt          © BiB 2013
Geometrische Grundlage: © GeoBasis-DE / BKG (2012)

Zwischen West- und 
Ostdeutschland bestehen 

auch gegenwärtig noch 
erhebliche Unterschiede 
im Anteil der Kinder, die 

nicht in einer bestehenden 
Ehe geboren werden. 

Anteil der Lebendgeborenen nicht miteinander verheirateter Eltern in Deutschland (Kreisebene), 2011 (in Prozent)

Kinderlose Frauen der Geburtsjahrgänge 1933 bis 1968 in West- und Ostdeutschland (Stand: 2008)
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Weitere Informationen zum Thema:

www.bib-demografie.de/fertilitaet
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los, dieser Wert wird vor allem durch Westdeutsch-
land (22,4 %) geprägt, in Ostdeutschland liegt er 
mit 10,7 % deutlich niedriger. Diese Angaben gel-
ten für die Frauen der Geburtsjahrgänge 1964 bis 
1968, sie stammen aus dem Mikrozensus 2008. 
Dabei wurden die Frauen erstmalig nach der Zahl 
ihrer insgesamt geborenen Kinder befragt, so dass 
der Anteil tatsächlich kinderlos gebliebener Frau-
en festgestellt werden konnte. Während für West-
deutschland über alle Geburtsjahrgänge hinweg 
ein kontinuierlicher Anstieg der Kinderlosigkeit zu 
erkennen ist, ist dies in Ostdeutschland erst bei 
den Geburtsjahrgängen ab Mitte der 1960er Jahre 
der Fall, aber auch hier auf einem deutlich niedrige-
ren Niveau als im Westen Deutschlands.

Die hohe Kinderlosigkeit ist heute zu einem 
entscheidenden Einfl ussfaktor für das insgesamt 
niedrige Geburtenniveau geworden. Zu dieser Ent-
wicklung beigetragen haben auch die steigende 

Bildung der Frauen und die Zunahme des Anteils 
Alleinstehender, denn hoch gebildete Frauen und 
Frauen ohne Partner sind überproportional kinder-
los. In Westdeutschland haben 32,3 % aller Aka-
demikerinnen kein Kind. In Ostdeutschland (ohne 
Berlin) gibt es hingegen keinen deutlichen Zusam-
menhang zwischen Bildungsniveau und Kinderlo-
sigkeit, hier liegt der Anteil Kinderloser unter den 
Akademikerinnen bei 14,5 %.

Im Vergleich zu den anderen europäischen Län-
dern befi ndet sich Deutschland bezüglich seines 
Geburtenniveaus im unteren Bereich. Nur einige 
osteuropäische Länder, Portugal, Zypern sowie 
Andorra liegen im Jahr 2011 noch unterhalb des 
deutschen Niveaus. Im Gegensatz dazu stehen 
Island, Irland, die Türkei und Frankreich mit einer 
zusammengefassten Geburtenziffer von über zwei 
an der Spitze der europäischen Länder beim Ge-
burtenniveau.

Deutschland gehört zu den 
europäischen Ländern mit 
dem niedrigsten Geburten-
niveau.

 Datenquelle: Eurostat            © BiB 2013
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Im Jahr 2011 wurden in Deutschland 107.900 Schwangerschaften von in 
Deutschland wohnenden Frauen abgebrochen. Damit hat sich die Anzahl der 
Abbrüche im Vergleich zu 1996 um 17 % verringert. Vor allem in den ost-
deutschen Bundesländern gingen die Schwangerschaftsabbrüche nahezu 
kontinuierlich zurück. 

Auch die Kennziffer der Schwangerschaftsabbrü-
che bezogen auf die Zahl der Lebend- und Totge-
borenen zeigt für Ostdeutschland einen nahezu 
kontinuierlichen Rückgang. Für Westdeutschland 
gilt dieser Trend erst seit etwa 2005. Das Jahr 2011 
brachte allerdings sowohl in West- als auch in Ost-
deutschland wieder eine Erhöhung dieser Zahlen. 

4. Schwangerschaftsabbrüche
Gesetzliche Regelung zum 
Schwangerschaftsabbruch 
Seit dem 1. Januar 1996 gilt eine für West- und 
Ostdeutschland einheitliche gesetzliche Rege-
lung zum § 218 StGB: Schwangerschaftsab-
brüche sind nicht strafbar, wenn die Schwan-
gerschaft innerhalb der ersten 12 Wochen durch 
einen Arzt bei Vorlage einer Bescheinigung über 
eine Schwangerschaftskonfliktberatung abge-
brochen wird (Beratungsregelung). Zudem sind 
Schwangerschaftsabbrüche bei einer medizini-
schen oder kriminologischen Indikation nicht 
rechtswidrig (Indikationenstellung). Alle Arzt-
praxen und Krankenhäuser sind verpflichtet, die 
bei ihnen vorgenommenen Schwangerschafts-
abbrüche zu melden.
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt © BiB 2013

Abbrüche je 10.000 Lebend- und TotgeboreneBezogen auf die Zahl der 
Lebend- und Totgebore-
nen der jeweiligen Jahre 

verringerte sich vor allem 
in Ostdeutschland das 

Niveau der Schwanger-
schaftsabbrüche. Aber 

auch im Westen sank das 
Niveau seit 2004 leicht ab. 
Das Jahr 2011 bringt einen 

leichten Wiederanstieg in 
beiden Regionen.

Schwangerschaftsabbrüche je 10.000 Lebend- und Totgeborene, 1996 bis 2011



 SCH WA NGER SCH A F T S A BBRÜCHE      31

w w w . b i b - d e m o g r a f i e . d e

Jahr
Abbrüche
in 1.000

1996 = 100
Lebend- u. Tot-

geburten in 1.000
1996 = 100

Abbrüche je 10.000 
Lebend- und Totgeborene

1996 130,3 100 799,6 100 1.629

2000 134,2 103 770,1 96 1.743

2005 123,5 95 688,3 86 1.794

2010 109,5 84 680,4 85 1.609

2011 107,9 83 665,1 83 1.622

0

10

20

30

40

50

60

1996 2011 1996 2011

keine 1 2 3 und mehr

Datenquelle: Statistisches Bundesamt © BiB 2013

Anzahl in 1.000

20 bis 29 Jahre 30 bis 39 Jahre

Anzahl der vorangegangenen
Lebendgeburten

Die Schwangerschaftsab-
brüche sind in beiden Al-
tersgruppen zwischen 20 
und 39 Jahren 2011 nied-
riger als im Vergleichsjahr 
1996. Bei den 20- bis 
29-Jährigen sank die Zahl 
der Abbrüche vor allem bei 
Frauen, die bereits Kinder 
geboren haben, bei den 
30- bis 39-Jährigen in al-
len Gruppen, unabhängig 
von den bereits vorhande-
nen Kindern.

Die Ursache für den Wiederanstieg der Schwanger-
schaftsabbrüche je 10.000 Lebend- und Totgebo-
rene lag aber nicht in einer Erhöhung der Fallzahl, 
sondern darin, dass die Zahl der Geburten insge-
samt schneller absank als die Zahl der Abbrüche.

Die Häufi gkeit der Schwangerschaftsabbrüche 
unterscheidet sich stark nach dem Alter der Frau-
en und der Anzahl der bereits geborenen Kinder, 
wobei sich auch hier seit 1996 Verschiebungen er-
geben haben:

>> Bezogen auf die Anzahl der Frauen in der jeweili-
gen Altersgruppe fi nden die häufi gsten Schwan-
gerschaftsabbrüche im Alter zwischen 20 und 
29 Jahren statt, am seltensten brechen Frauen 
zwischen 40 und 44 Jahren eine Schwanger-
schaft ab.

>> Rund 40 % aller Frauen, die einen Schwanger-
schaftsabbruch vornehmen ließen, hatten 2011 
noch keine Kinder geboren, mehr als 60 % von 
ihnen waren jünger als 25 Jahre.

Datenquelle: Statistisches Bundesamt

Schwangerschaftsabbrüche nach Alter der Frauen und Zahl früherer Geburten, Deutschland 1996 und 2011

Schwangerschaftsabbrüche, Geburten und Abbruchziffern in Deutschland, ausgewählte Jahre
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>> Bei den 35-jährigen und älteren Frauen hatten 
demgegenüber mehr als 60 % der Frauen mit ei-
nem Abbruch bereits zwei oder mehr Kinder.

Die Bedingungen, unter denen sich Frauen für ei-
nen Abbruch entscheiden, sind sehr komplex und 
hängen auch vom Alter und der jeweiligen Lebens-
situation ab. Während 1996 in Ostdeutschland die 
Frauen bei einem Schwangerschaftsabbruch typi-
scherweise zwischen 25 und 30 Jahre alt, verheira-
tet und bereits Mütter von zwei Kindern waren, sind 
es heute in Deutschland vor allem zwei Gruppen 
von Frauen, die sich für einen Abbruch entschei-
den: ledige junge und ältere verheiratete Frauen. 

In der zweiten Gruppe haben sich dabei die 
West-Ost-Unterschiede im Zeitraum seit 1996 
deutlich verringert, bei den ledigen jungen Frauen 
ohne Kinder hingegen eher vergrößert.

Bayern

Rheinland-Pfalz

Baden-Württemberg

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Hessen

Schleswig-Holstein

Sachsen

Saarland

Brandenburg

Thüringen

Hamburg

Mecklenburg-Vorpommern

Sachsen-Anhalt

Berlin

Bremen

1.185

1.257

1.333

1.445

1.548

1.652

1.652

1.708

1.712

2.038

2.124

2.311

2.356

2.405

2.828

3.009

© BiB 2013Datenquelle: Statistisches Bundesamt

Abbrüche je 10.000 Lebend- und TotgeboreneEin besonders hohes 
Niveau bei den 

Schwangerschafts-
abbrüchen weisen die 

Stadtstaaten auf. 

Schwangerschaftsabbrüche je 10.000 Lebend- und Totgeborene nach Bundesländern, 2011

Die meisten Schwangerschaftsabbrüche – bezo-
gen auf die Zahl der Lebend- und Totgeborenen – 
sind in den Stadtstaaten Berlin und Bremen zu ver-
zeichnen, gefolgt von Mecklenburg-Vorpommern 
und Hamburg. 

Nimmt man als Bezugsbasis die Zahl der Frauen 
im gebärfähigen Alter (hier 15 bis unter 50 Jahre), 
so liegt das Niveau der Schwangerschaftsabbrü-
che 2011 in Berlin und Bremen mit 110 bzw. 108 
Abbrüchen je 10.000 Frauen sogar fast doppelt 
so hoch wie im Durchschnitt Deutschlands mit 59.  
Ursächlich dafür sind einerseits die geringeren 
Geburtenzahlen der Frauen in diesen Großstädten 
insgesamt und andererseits die hohen Abbruch-
zahlen bei jungen Frauen sowohl unter 20 Jahren 
als auch zwischen 20 und 25 Jahren.
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Abbrüche je 10.000 Lebend- und Totgeborene Im Vergleich der hier 
aufgeführten Länder liegt 
Deutschland mit einem Ni-
veau von 1.618 Abbrüchen 
je 10.000 Lebend- und 
Totgeborene im Jahr 2010 
im unteren Bereich. Das 
Niveau in den osteuropä-
ischen Ländern liegt meist 
deutlich darüber.

Schwangerschaftsabbrüche je 10.000 Lebend- und Totgeborene in ausgewählten europäischen Ländern, 2010

Während z. B. in Bayern je 10.000 junge Frauen 
zwischen 18 und 20 Jahren im Jahr 2011 53 Schwan-
gerschaften abgebrochen wurden, lagen die Werte 
bei den gleichaltrigen jungen Frauen in Berlin und 
Bremen bei 182 bzw. 171.

Europäische Vergleichsdaten für Schwanger-
schaftsabbrüche liegen nur für ausgewählte Län-
der vor. Da dies zum großen Teil osteuropäische 
Länder sind, in denen bereits aus der historischen 
Entwicklung heraus das Niveau der Schwanger-
schaftsabbrüche deutlich höher lag als in Deutsch-
land – vergleichbar eventuell noch mit Ostdeutsch-
land – ist eine Einordnung Deutschlands in diesem 

Rahmen kompliziert. Außerdem sind dabei die sehr 
unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen zum 
Schwangerschaftsabbruch in den einzelnen Län-
dern zu berücksichtigen, die sich zwischen sehr 
liberalen Regelungen wie in den Niederlanden und 
einem nur in medizinischen oder kriminologischen 
Fällen erlaubten Abbruch wie in Polen oder sogar 
einem absoluten Verbot von Schwangerschaftsab-
brüchen wie in Irland bewegen. Aber auch fi nan-
zielle Gründe können das Niveau der Schwanger-
schaftsabbrüche beeinfl ussen, so ist z. B. in Öster-
reich ein Abbruch generell privat zu bezahlen, 
wenn er nicht medizinisch erforderlich ist.

Weitere Informationen zum Thema:

www.bib-demografie.de/schwangerschaftsabbrueche



w w w . b i b - d e m o g r a f i e . d e

34        DAT EN – FA K T EN – T R ENDS 2013

Die Zahl der Gestorbenen lag in Deutschland im Jahr 2011 bei 852.000 
Personen und damit um 190.000 über der Zahl der Neugeborenen. Sterbe-
fallüberschüsse sind für Deutschland bereits seit Beginn der 1970er Jahre 
kennzeichnend, und unter der Annahme eines etwa gleichbleibenden Gebur-
tenniveaus und steigender Lebenserwartung wird sich diese Differenz in den 
nächsten Jahrzehnten weiter vergrößern.

Die Höhe der Lebenserwartung ist ein besonders 
aussagekräftiges und daher weit verbreitetes Maß 
für die Darstellung der Sterblichkeitsverhältnisse. 
Die Lebenserwartung bei Geburt erhöht sich seit 
langer Zeit in Deutschland nahezu kontinuierlich 
und liegt nach der aktuellen Sterbetafel 2009/2011 
bei 77,7 Jahren für neugeborene Jungen und 82,7 
Jahren für neugeborene Mädchen. In den letzten 
Jahrzehnten hat insbesondere auch die fernere Le-
benserwartung für Ältere zugenommen. So haben 
65-jährige Männer heutzutage im Durchschnitt 
noch weitere 17,5 Lebensjahre zu erwarten und 
Frauen 20,7 Jahre, das sind 5,5 bzw. 5,8 Jahre mehr 
als noch 1970. Im höheren Alter verkleinert sich 
allmählich die Schere zwischen Männern und Frau-
en. Trotzdem existieren nach wie vor beachtliche 
Unterschiede in der Lebenserwartung beider Ge-
schlechter, die sowohl auf biologische Vorausset-
zungen als auch auf Verhaltensunterschiede, zum 
Beispiel im Sinne einer gesundheitsbewussten Le-
bensweise, zurückzuführen sind. Das erreichbare 
Alter – berechnet aus dem bereits erreichten Alter 

5. Sterblichkeit
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt © BiB 2013

JahreDie Lebenserwartung 
Neugeborener steigt seit 
Beginn der 1970er Jahre 

für beide Geschlechter an. 
Der Abstand zwischen den 

Geschlechtern verringert 
sich ganz allmählich. 

Ähnliche Tendenzen zeigen 
sich beim erreichbaren 

Alter der 65-Jährigen 
(65 plus fernere Lebens-

erwartung im Alter 65), 
wobei sich hier die Schere 

zwischenzeitlich etwas 
vergrößert hatte. 

Lebenserwartung Neugeborener und erreichbares Alter 65-Jähriger in Deutschland, 1960 bis 2009/2011 
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Lebenserwartung
Die Lebenserwartung im hier verwendeten Sinn 
gibt an, wie viele Jahre ein Mensch unter den 
Sterblichkeitsverhältnissen des betreffenden 
Kalenderjahres im Durchschnitt noch zu leben 
hat. Sie ist ein zusammengesetztes hypotheti-
sches Maß und unterstellt, dass die altersspezi-
fischen Sterbewahrscheinlichkeiten des jeweils 
betrachteten Jahres für das gesamte Leben dieser 
Geburtskohorte gelten würden. Berechnet wird 
die durchschnittliche Lebenserwartung mit Hilfe 
der Sterbetafel.

Sterbewahrscheinlichkeit
Die in den Sterbetafeln berechneten Sterbewahr-
scheinlichkeiten drücken die Wahrscheinlichkeit 
aus, mit der eine Person im Alter x noch vor 
Erreichen des Alters x+1 (einjährige Sterbe-
wahrscheinlichkeit) stirbt. Für die Darstellung 
wird eine logarithmische Skala gewählt, um die 
niedrigen Sterbewahrscheinlichkeiten im Kindes- 
und Jugendalter im Vergleich zu den anderen 
Altersgruppen sichtbar machen zu können.

Die Sterbewahrscheinlich-
keiten haben sich in allen 
Altersgruppen seit den 
1980er Jahren verringert, 
liegen aber vor allem bei 
Jugendlichen und im mitt-
leren Alter bei Männern 
nach wie vor deutlich 
höher als bei Frauen.
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt © BiB 2013

Sterbewahrscheinlichkeit

und der ferneren Lebenserwartung in diesem Al-
ter – ist höher als die Lebenserwartung bei Geburt. 
Diese Differenz steigt mit zunehmendem Lebensal-
ter der Überlebenden an, weil das Sterberisiko der 
bereits durchlebten Jahre entfällt.

Die Eindämmung von Perinatalsterblichkeit (Tot-
geborene und in den ersten sieben Lebenstagen 
Gestorbene), Säuglingssterblichkeit (im ersten 
Lebensjahr Gestorbene) und Müttersterblichkeit 
begann bereits Ende des 19. Jahrhunderts. Der 
Schwerpunkt lag aber vor allem in der ersten Hälf-
te des 20. Jahrhunderts (mit Ausnahme der Kriegs-
zeiten). Gegenwärtig beträgt die Säuglingssterb-
lichkeit in Deutschland 3,4 gestorbene Säuglinge 
je 1.000 Lebendgeborene und liegt so auf einem 
historischen Tiefstand. Damit ist dieses Niveau so 
niedrig geworden, dass es bei der Verringerung der 
Gesamtsterblichkeit nur noch eine geringe Rolle 
spielt. Anders sieht die Situation bei den Jugend-
lichen aus, dort ist das relativ hohe Sterblichkeits-
niveau vor allem auf Unfälle im Straßenverkehr 

Methodische
Erläuterung

Sterbewahrscheinlichkeit nach Geschlecht und Alter in Deutschland, 1986/88 und 2009/2011 (logarithmischer Maßstab)
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und weitere unnatürliche Todesursachen zurück-
zuführen. Den größten Einfl uss auf die Senkung 
der Sterblichkeit haben aber die höheren Alters-
gruppen – und zwar insbesondere im Bereich der 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen.

Die Krankheiten des Kreislaufsystems (Herz-
Kreislauf-Erkrankungen) sind zur quantitativ be-
deutendsten Todesursache in Deutschland gewor-
den, wobei sich ihr Anteil in den letzten 20 Jahren 
wieder verringerte und vor allem Sterbefälle infol-
ge von bösartigen Neubildungen (Krebserkrankun-
gen) weiter an Bedeutung zulegten. 

Noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts hatten 
infektiöse und parasitäre Krankheiten, wie z. B. 
die Tuberkulose, den größten Anteil im Todesur-
sachenspektrum. Durch medizinische und hygie-
nische Fortschritte und Verbesserungen konnten 
diese Todesursachen in Deutschland erheblich 
zurückgedrängt werden. Das wirkte sich vor allem 
auch in einer gravierenden Senkung der Säuglings-
sterblichkeit aus und führte im Ergebnis zu einer 
deutlichen Erhöhung der durchschnittlichen Le-
benserwartung bei Geburt.

Todesursachen sind in starkem Maße altersab-
hängig:
>> Sterbefälle im Säuglingsalter haben ihren Ur-

sprung vor allem in der Perinatalperiode oder 
in angeborenen Anomalitäten, die zum Teil 
noch bis ins Kleinkindalter wirken.

>> Für größere Kinder und Jugendliche werden 
äußere Ursachen – auch im Zusammenhang 
mit dem Straßenverkehr – zur entscheiden-
den Todesursache, wobei die Anzahl der To-
desfälle in diesem Alter weiterhin abnimmt.

>> Todesfälle in den mittleren Altersgruppen 
stehen vielfach im Zusammenhang mit unge-
sunden Verhaltensweisen wie Alkoholmiss-
brauch, Rauchen und fehlender Bewegung. 
Erkrankungen des Verdauungssystems (vor 
allem der Leber) und bösartige Neubildun-
gen, aber auch Kreislauferkrankungen zählen 
zu den häufi gsten Todesursachen.

>> An Kreislauferkrankungen und bösartigen 
Neubildungen sterben auch in den höheren 
Altersgruppen die meisten Menschen, 2011 
waren fast 92 % der an Kreislauferkrankungen 
gestorbenen Personen 65 Jahre und älter. 

Krankheiten des
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Krankheiten der

Krankheiten der

Äußere Ursachen
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50,3
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0,8

10,3
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16,2

Datenquelle: Statistisches Bundesamt © BiB 2013
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Verdauungsorgane

Kreislaufsystems

parasitäre Krankheiten

Todesursachen

Als häufigste Todes-
ursache treten in der 

Gegenwart Todesfälle im 
Ergebnis von Herz-Kreis-

lauf-Erkrankungen auf, 
aber auch Todesfälle durch 

bösartige Neubildun-
gen sind von steigender 

Bedeutung. Im Vergleich 
zu 1990 sind die Todes-

ursachen breiter gestreut, 
was an der Zunahme der 

Kategorie sonstiger Todes-
ursachen zu erkennen ist.

Entwicklung ausgewählter Todesursachen, Deutschland 1990 und 2011 (Anteile in Prozent)
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Weitere Informationen zum Thema:

www.bib-demografie.de/sterblichkeit

Deutschland gehört mit seinem Niveau von 3,4 
gestorbenen Säuglingen je 1.000 Lebendgeborene 
zum unteren Drittel bezüglich der Säuglingssterb-
lichkeit in Europa, wobei Europa insgesamt eine 
sehr niedrige Säuglingssterblichkeit im weltweiten 
Vergleich ausweist. Die europäischen Länder mit 
der niedrigsten gemessenen Säuglingssterblich-
keit sind nach den aktuell verfügbaren Zahlen von 
2010/2011 Island, Schweden, Finnland und Nor-
wegen mit maximal 2,5 gestorbenen Säuglingen 
je 1.000 Lebendgeborene. Zu den Ländern mit der 
höchsten Säuglingssterblichkeit in Europa gehö-
ren Georgien, Moldawien und Armenien mit 11 bis 

12 gestorbenen Säuglingen je 1.000 Lebendgebo-
rene. Dabei ist zu beachten, dass es in den einzel-
nen Ländern unterschiedliche Defi nitionen für die 
Säuglingssterblichkeit gibt, so dass die Vergleiche 
mit Vorsicht zu betrachten sind.

Säuglingssterblichkeit in europäischen Ländern, 2010/2011

Die Säuglingssterblich-
keit in Europa liegt im 
Weltmaßstab gesehen 
auf einem sehr niedrigen 
Niveau.

   Datenquelle: Eurostat             © BiB 2013
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Vor dem Hintergrund des seit Jahren niedrigen Geburten- und Sterblichkeits-
niveaus gewinnen Wanderungsbewegungen in Deutschland immer mehr an 
Bedeutung für die Bevölkerungsentwicklung. Sie haben sowohl Einfl uss auf 
die Bevölkerungszahl als auch auf die Struktur der Bevölkerung z. B. nach Al-
ter, Geschlecht, Bildung usw. Dabei ändern sich die Ursachen für hohe oder 
niedrige Wanderungsbewegungen im Laufe der Zeit.

Nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelte sich 
Deutschland zu einem wichtigen Einwanderungs-
land in Europa. Während die 1960er und frühen 
1970er Jahre im Früheren Bundesgebiet vor allem 
durch die Zuwanderungen von Arbeitsmigranten 
(den sogenannten Gastarbeitern) geprägt waren, 
ging deren Bedeutung mit dem Anwerbestopp 
von 1973 und den Rückwanderungen zurück und 
wurde durch Familiennachzüge der in Deutschland 
verbliebenen Gastarbeiter abgelöst. In den 1990er 
Jahren waren die Wanderungsströme über die Au-
ßengrenzen Deutschlands vor allem durch (Spät-)
Aussiedler, Asylbewerber und Flüchtlinge geprägt. 
Nach der Jahrtausendwende und insbesondere 
in den letzten Jahren kam es zu einem deutlichen 
Anstieg der Zuwanderung von gut qualifi zierten Ar-
beitnehmern und Selbständigen. 

6. Außenwanderungen
Wanderungen über die Außengrenzen Deutschlands
Erfasst werden in der Wanderungsstatistik alle 
Fälle, die mit dem Bezug oder der Aufgabe einer 
Hauptwohnung bzw. alleinigen Wohnung in 
Deutschland verbunden sind und durch die Mel-
dehörden registriert werden. Ein- und Ausreisen 
von Touristen gelten nicht als Wanderungsfälle. 
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in 1.000

1 bis Früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland1990

Datenquelle: Statistisches Bundesamt

Die Zu- und Abwande-
rungen nach bzw. aus 

Deutschland bewegen sich 
seit Mitte der 1960er Jahre 

auf einem hohen Niveau 
und unterliegen starken 

Schwankungen.

Zu- und Fortzüge über die Außengrenzen Deutschlands1, 1950 bis 2011
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Der größte Teil des Wande-
rungsvolumens wird durch 
die Zu- und Abwanderung 
aus bzw. nach Europa 
be stimmt. Lediglich ge-
gen über Asien bestand 
in den 1990er Jahren und 
zu Beginn dieses Jahrtau-
sends noch ein nennens-
werter Zuwanderungsge-
winn. Erstmals seit Mitte 
der 1990er Jahre gab es 
im Jahr 2011 wieder einen 
substanziellen Wande-
rungsgewinn.

Zu- und Abwanderungen über die Außengrenzen 
Deutschlands sind zum großen Teil durch Verfl ech-
tungen mit dem europäischen Ausland gekenn-
zeichnet, hier fi nden auch die größten Schwankun-
gen in den Wanderungssalden statt. Mit Afrika, 
Amerika und Australien sind sie relativ ausgegli-
chen, nur gegenüber Asien hatte Deutschland bis 
zum Beginn dieses Jahrtausends noch einen deut-
licheren Zuwanderungsüberschuss. Hierbei spielt 
der (Spät-)Aussiedlerzuzug aus den asiatischen 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion (Kasachstan 
und Kirgisistan) eine wichtige Rolle.

Unter regionalen Gesichtspunkten profi tieren 
die Bundesländer sehr unterschiedlich von den 
Außenwanderungssalden. Rund 85 % aller Zuwan-
derungsgewinne aus der Außenwanderung ent-
fi elen auf die westdeutschen Bundesländer (ohne 
Berlin). Den höchsten Außenwanderungssaldo 
wies Niedersachsen auf, dort lag die Zuwanderung 
im Durchschnitt jährlich um 57.000 höher als die 
Abwanderung. Allerdings spielt dieses Bundes-
land bei den Wanderungen eine besondere Rolle, 
weil sich hier die einzige Aufnahmeeinrichtung 
für (Spät-)Aussiedler befi ndet, die im Rahmen der 
Außenwanderung zu- und im Rahmen der Binnen-

wanderung wegziehen. Weitere Bundesländer mit 
hohen Außenwanderungsüberschüssen in den 
letzten 20 Jahren waren Nordrhein-Westfalen, Ba-
den-Württemberg und Bayern.

Migration von Ausländern
Der weitaus überwiegende Teil der ausländischen 
Migranten, die nach Deutschland zu- oder aus 
Deutschland abwandern, kommt aus europäischen 
Ländern. Im Jahr 2011 waren es jeweils mehr als 
drei Viertel der Zuzüge und Fortzüge von Auslän-
dern, die auf das europäische Ausland einschließ-
lich der Türkei entfi elen. Der starke Anstieg des 
Zuwanderungssaldos der Ausländer im Jahr 2011 
lässt sich auf zwei Ländergruppen eingrenzen: 
zum einen sind dies die osteuropäischen Länder 
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in 1.000

Wanderungssaldo von Ausländern nach einzelnen Kontinenten, 1991 bis 2011

Außenwanderungszahlen für 2008 und 2009
Im Zusammenhang mit der bundesweiten Einfüh-
rung der Steueridentifikationsnummer wurden 
umfangreiche Bereinigungen der Melderegister 
vorgenommen. Dies kann zu einer Überschätzung 
der Fortzugszahlen vor allem in den Jahren 2008 
und 2009 geführt haben, weshalb Angaben 
für diese Jahre nur begrenzt mit den Vorjahren 
vergleichbar sind.

Methodische
Erläuterung
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1 Ausgewählt wurden die 5 Länder mit den meisten Zuwanderern in der Summe der Jahre 2010 und 2011.

Datenquelle: Statistisches Bundesamt Mikrozensus, Berechnungen: BiB © BiB 2013

in ProzentDie meisten Neuzuwan-
derer zwischen 20 und 49 

Jahren kamen 2010 und 
2011 aus Polen, Rumäni-

en, Italien, Österreich und 
Indien. Dabei unterschei-

det sich die Qualifikations-
struktur der Neuzuwande-
rer zwischen den Ländern 

sehr deutlich.

Bildungsniveau der ausländischen Neuzuwanderer1 in Deutschland nach Staatsangehörigkeit, 2010 bis 2011

wie Polen, Ungarn, Litauen und Estland, für die seit 
2011 die Arbeitnehmerfreizügigkeit der EU auch 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt gilt, sowie Rumä-
nien und Bulgarien, für die die Einschränkungen 
auf dem Arbeitsmarkt gelockert wurden. Zur zwei-
ten Gruppe gehören die südeuropäischen Länder 
Griechenland, Spanien und Italien, in denen die 
Bevölkerung besonders stark von der Wirtschafts-
krise betroffen war.

Wichtige Veränderungen vollzogen sich seit Mitte 
der 1990er Jahre beim Bildungsniveau der auslän-
dischen Zuwanderer. Eine Analyse des Mikrozensus 
zeigt, dass sich der Anteil von Neuzuwanderern (20 
bis 49 Jahre) mit einem hohen Bildungsniveau deutlich 
erhöht hat, im Durchschnitt der Jahre 2010 und 2011 
wiesen rund 37 % dieser Neuzuwanderer ein hohes, 
über 40 % ein mittleres und rund 23 % ein niedriges 
Bildungsniveau auf. Allerdings differieren diese Antei-
le sehr stark zwischen den Herkunftsstaaten. Das ist 
auch ein Ergebnis sehr unterschiedlicher Rahmenbe-
dingungen für die Zuwanderung nach Deutschland. 
Dazu gehören sowohl Bedingungen in den Herkunfts-
ländern (z. B. ökonomische Situation, geografi sche 
Lage zu Deutschland) als auch Zuzugsbedingungen 
nach Deutschland wie die unterschiedlichen Zugangs-
bedingungen auf den deutschen Arbeitsmarkt. Da-
durch, dass Ausländer aus Drittstaaten außerhalb der 
EU nicht unter die EU-Freizügigkeitsregelungen fallen, 
fi ndet dort eine deutlich stärkere Differenzierung nach 
der Qualifi kation statt, wie das Beispiel Indiens zeigt. 

Bildungsniveau von Neuzuwanderern
Im Mikrozensus wurden hierzu Personen auslän-
discher Staatsangehörigkeit im Alter zwischen 
20 und 49 Jahren analysiert, die erstmalig vor 
maximal einem Jahr nach Deutschland zuwan-
derten. Die Klassifizierung der Bildung erfolgte 
nach der Internationalen Standard-Klassifikation 
des Bildungswesens (ISCED), wobei der höchste 
erreichte Bildungsstand aus den Merkmalen 
allgemeiner Schulabschluss und beruflicher 
Bildungsabschluss kombiniert wird.

Methodische
Erläuterung
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Deutschland liegt mit 5,2 
ausländischen Zuwande-
rern je 1.000 der Bevöl-
kerung im Mittelfeld der 
europäischen Länder.

Zuwanderung von ausländischen Personen je 1.000 der Bevölkerung, Durchschnitt 2007 bis 2011
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Spanien, Großbritannien, Italien und Deutsch-
land waren im Durchschnitt der Jahre 2007 bis 
2011 die europäischen Länder mit den höchsten 
absoluten Zuwanderungszahlen von ausländi-
schen Personen. Die Spanne lag dabei zwischen 
426.000 Zuwanderern in Deutschland und 586.000 
in Spanien. Bezieht man die Zuwanderer allerdings 
auf die Bevölkerung der jeweiligen Länder, verän-
dert sich die Rangfolge und die kleinen Länder wie 
Luxemburg und Zypern liegen dann an der Spitze 
vor der Schweiz, Island und Malta. Das geringste 
Niveau ausländischer Zuwanderung war in diesem 
Zeitraum für die Länder Bulgarien, Polen und die 
Türkei zu registrieren.

Der Hauptteil der Migrationsbeziehungen voll-
zieht sich innerhalb der europäischen Länder. 

Die größten Gruppen ausländischer Zuwanderer 
in Spanien stellten 2011 Personen aus Rumänien 
und Marokko, die jahrelang vorherrschende Zu-

wanderung aus Lateinamerika ging in den letzten 
Jahren zurück. In Italien waren ebenfalls Rumäni-
en und Marokko sowie die Ukraine die wichtigsten 
Herkunftsländer der zuwandernden Ausländer. 
Großbritannien erhielt seine Zuwanderung auslän-
discher Staatsangehöriger vor allem aus Indien, 
Polen, Pakistan und Irland, an fünfter Stelle stand 
hier im Jahr 2011 bereits Deutschland. 

Dabei haben sich einige dieser Migrationsströme 
historisch herausgebildet (wie zwischen Frankreich 
oder Großbritannien zu ihren ehemaligen Kolonial-
gebieten) oder entstehen durch ökonomische oder 
andere Zwänge in den Herkunftsländern, andere 
sind durch besondere geografi sche Nähe geprägt.

Bei den mittel- und osteuropäischen Staaten be-
stehen häufi g starke Wanderungsverfl echtungen 
untereinander, wie z. B. zwischen Polen und der 
Ukraine, der Tschechischen Republik und der Slo-
wakei oder zwischen Ungarn und Rumänien. Auch 
hier liegen den Wanderungen sowohl historische 
als auch ökonomische Bedingungen zugrunde.

 Datenquelle: Eurostat            © BiB 2013
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Migration von Deutschen
Der Wanderungssaldo deutscher Staatsbürger war 
in den 1980er und 1990er Jahren vor allem durch 
die hohen Zuzüge von (Spät-)Aussiedlern geprägt, 
zum Höhepunkt dieser Zuzüge im Jahr 1990 kamen 
rund 400.000 (Spät-)Aussiedler und Familienange-
hörige nach Deutschland. Mit dem Kriegsfolgen-
bereinigungsgesetz 1992 verschärften sich die 
Voraussetzungen für die Anerkennung als (Spät-)
Aussiedler. Weitere Gesetzesänderungen der fol-
genden Jahre sowie weitere Gründe (z. B. die größ-
tenteils abgeschlossene Familienzusammenfüh-
rung der bereits hier lebenden (Spät-)Aussiedler) 
sorgten dafür, dass die Zahl der in diesem Rahmen 
zuziehenden Deutschen seitdem kontinuierlich 
abnahm. Die Zuzugszahlen der Deutschen ohne 
(Spät-)Aussiedler sind seit Mitte der 1990er Jahre 
relativ konstant geblieben, die Fortzüge hingegen 
haben sich in diesem Zeitraum deutlich erhöht, 
wodurch seit 2005 der Wanderungssaldo der Deut-
schen negativ ausfällt. Ohne Berücksichtigung der 

(Spät-)Aussiedler wäre der Wanderungssaldo aller-
dings im gesamten Zeitraum negativ gewesen.

Die internationale Mobilität der Deutschen hat 
sich in den letzten Jahrzehnten deutlich verstärkt, 
womit die Abwanderung von Deutschen erheblich 
an Gewicht gewonnen hat. Während sich die Zahl 
wegziehender Ausländer seit den 1970er Jahren 
auf einem Niveau von 400.000 bis 500.000 Per-
sonen pro Jahr bewegt, hat sich die Zahl abwan-
dernder Deutscher in diesem Zeitraum etwa ver-
dreifacht und liegt nun bei rund 150.000 Personen 
pro Jahr. Aber nicht nur die Größenordnung hat 
sich in diesem Zeitraum verändert, sondern auch 
die Zielländer deutscher Abwanderung haben sich 
verschoben. In den 1970er und 1980er Jahren fand 
noch jeder vierte abwandernde Deutsche sein 
Ziel in den „klassischen Einwanderungsländern“ 
(USA, Kanada, Australien und Neuseeland), heu-
te betrifft das nur noch etwa jeden siebenten Ab-
wanderer. Hier hat eine deutliche Europäisierung 

Der Wanderungssaldo 
von Deutschen wird vor 

allem in den 1990er 
Jahren durch den Zuzug 
von (Spät-)Aussiedlern 

und ihren Familienange-
hörigen (Ehegatten und 
Kinder) bestimmt, deren 

Bedeutung in den letzten 
Jahren deutlich abgenom-

men hat. Zunehmenden 
Einfluss haben hingegen 

die Fortzüge deutscher 
Staatsbürger ins Ausland. 

Zu- und Fortzüge von deutschen Staatsbürgern, darunter (Spät-)Aussiedlern, 1967 bis 2011
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Der überwiegende Teil der 
aus Deutschland abwan-
dernden Deutschen bleibt 
in Europa. 

Aus Deutschland abgewanderte Personen nach Zielländern, Durchschnitt der Jahre 2008 bis 2011

stattgefunden, unter den „Top 10“ der Zielländer 
für Deutsche ist nur noch die USA als nichteuropä-
isches Land vertreten. Mit Abstand beliebtestes 
Auswanderungsland ist jetzt die Schweiz, 2011 
fand etwa jeder sechste aus Deutschland Abwan-
dernde dort seinen neuen Wohnsitz.

Bei den aus Deutschland abwandernden Deut-
schen sind zwei große Gruppen zu unterscheiden 
– zum einen die „klassischen Auswanderer“, die 
ihren Wohnsitz dauerhaft in ein anderes Land ver-
legen und zum anderen Personen, die dies nur für 
einen bestimmten Zeitraum beabsichtigen.

So hat sich die Zahl der im Ausland studieren-
den Deutschen in den letzten Jahren kontinuierlich 
erhöht. 2010 studierten bereits mehr als 125.000 
junge Deutsche an ausländischen Universitäten, 
das war gegenüber dem Jahr 2000 eine Steigerung 
auf das 2,4-fache. Dies spiegelt sich auch in der Al-
tersstruktur der abwandernden Deutschen wider. 
10,3 % von ihnen gehörten 2011 der Altersgruppe  
der 18- bis 24-Jährigen an, ihr Anteil an der Bevöl-

kerung insgesamt lag hingegen nur bei 8,1 %. Häu-
fi gstes Zielland dieser Altersgruppe war – ebenso 
wie für die Abwanderer insgesamt – die Schweiz, 
danach folgten Polen, Österreich, die Vereinigten 
Staaten und Großbritannien.

Rund 84 % der abwandernden Deutschen stam-
men aus den westdeutschen Bundesländern (ohne 
Berlin). Bezogen auf die eigene Bevölkerungsgröße 
weisen Berlin mit 31 sowie Hamburg und Baden-
Württemberg mit je 27 Fortzügen von Deutschen je 
10.000 der deutschen Bevölkerung die höchsten 
Abwanderungsraten auf. Die Raten der ostdeut-
schen Bundesländer sind zwar in den letzten Jah-
ren angestiegen, liegen aber weiterhin deutlich un-
ter dem westdeutschen Niveau. Die Bundesländer 
mit der niedrigsten Abwanderung von Deutschen 
waren im Jahr 2011 Sachsen-Anhalt mit neun und 
Mecklenburg-Vorpommern mit zehn Fortzügen je 
10.000 deutsche Staatsangehörige. 

Datenquelle: Statistisches Bundesamt              © BiB 2013
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Binnenwanderungen sind von großer Bedeutung für die regionale Verteilung 
der Bevölkerung innerhalb Deutschlands, mit der Konzentration von Zu- bzw. 
Wegzügen auf bestimmte Regionen bilden sich demografi sche Wachstums- 
und Schrumpfungsregionen heraus. Innerhalb Deutschlands beeinfl ussen 
sowohl regionale Arbeits-, Bildungs- und Wohnungsmärkte als auch die Ver-
kehrsanbindung der Wohnorte die Wanderungsbewegungen. 

Ost-West-Wanderungen
Dominiert wurden die Binnenwanderungen in 
Deutschland in den letzten 20 Jahren großräumig 
durch Nord-Süd- und vor allem Ost-West-Wande-
rungen. Kleinräumig, das heißt vor allem im Umfeld 
großer Städte, waren die Binnenwanderungen über 
Jahrzehnte durch sogenannte Suburbanisierungs-
prozesse bestimmt – also durch Abwanderungen 
aus den Städten ins Umland. In Ostdeutschland 
setzte dieser Prozess erst in den 1990er Jahren 
ein. In den letzten Jahren zeichnen sich erste ge-
genläufi ge Tendenzen ab, mit dem zunehmenden 
Anteil von Einpersonenhaushalten und Singles 
sowie der steigenden Erwerbstätigkeit von Frauen 
gewinnen die Städte auch als Wohnort wieder an 
Bedeutung.

Im Jahr 2011 wechselten 3,6 Millionen Menschen 
in Deutschland ihren Wohnort, rund 70 % blieben 
dabei in ihrem Bundesland – an diesem Anteil hat 
sich in den letzten Jahren nichts geändert.

7. Binnenwanderungen

Die Abwanderung von 
Ost- nach Westdeutsch-

land stieg nach dem Fall 
der Mauer sprunghaft an 

und erreichte dann um das 
Jahr 2001 einen weiteren 

Höhepunkt, wenn auch 
auf erheblich niedrigerem 
Niveau. In den letzten drei 

Jahren gingen die ostdeut-
schen Verluste deutlich 

zurück.

Wanderungen zwischen West- und Ostdeutschland (einschl. Berlin), 1991 bis 2011
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Binnenwanderung
Binnenwanderungen umfassen alle Wanderungs-
fälle, die sich zwischen Gemeinden oder Bundes-
ländern ereignen. Jede Binnenwanderung ist 
damit sowohl Fortzug aus einer Gemeinde bzw. 
einem Bundesland als auch gleichzeitig Zuzug in 
einer/einem anderen. Die Summe aller Binnen-
wanderungen in Deutschland ergibt Null.

Gewinner aus dem Binnen-
wanderungsgeschehen 
der letzten rund 20 Jahre 
waren vor allem die süd-
lichen Bundesländer 
Bayern und Baden-Würt-
temberg, Verlierer die ost-
deutschen Bundesländer, 
insbesondere Sachsen-
Anhalt und Mecklenburg-
Vorpommern.

Ost-West-Wanderungen waren zu Beginn der 
1990er Jahre der alles überlagernde Binnenwande-
rungstrend in Deutschland. Die nach dem Fall der 
Mauer sprunghaft angestiegenen Binnenwande-
rungsverluste Ostdeutschlands verringerten sich 
Mitte der 1990er Jahre und stiegen dann um das 
Jahr 2001 noch einmal an. Ursachen waren dabei 
vor allem die schwankenden Fortzugszahlen aus 
dem Osten in dem Westen Deutschlands zwischen 
269.000 im Jahr 1991 und 147.000 im Jahr 2010, 
während die Umzüge von West nach Ost seit 1993 
immer in einer ähnlichen Größenordnung um rund 
130.000 lagen und seit 2009 tendenziell steigen. 

Insgesamt belief sich der Wanderungsverlust Ost-
deutschlands (einschließlich Berlin) gegenüber 
Westdeutschland zwischen 1991 und 2011 auf 
insgesamt 1,1 Millionen Personen.

Binnenwanderungssalden nach Bundesländern, Summe der Jahre 1991 bis 2011

Methodische
Erläuterung
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Wanderungen im Vergleich zur Landesgröße
Je nach Größe der Bundesländer können gleichgro-
ße absolute Wanderungssalden unterschiedliche 
Auswirkungen auf die Bevölkerungsentwicklung 
des betreffenden Landes haben. Deshalb werden 
die Binnenwanderungssalden der einzelnen Bun-
desländer in der vorstehenden Abbildung je 1.000 
Einwohner ausgewiesen, und zwar für den gesam-
ten Zeitraum 1991 bis 2011. In den letzten drei bis 
vier Jahren zeichnet sich für die ostdeutschen Bun-
desländer ein Rückgang der Binnenwanderungs-
verluste ab. Ob dies allerdings zu einem dauerhaf-
ten Abschwächen der Verluste führt, müssen die 
kommenden Jahre zeigen.

Bei der Binnenwanderungsentwicklung sind 
Auswirkungen von Erstaufnahmeeinrichtungen für 
Spätaussiedler zu berücksichtigen. Jeder Spätaus-
siedler, der im Rahmen der Außenwanderung zu-
gezogen ist und zum Beispiel in Niedersachsen 
(Friedland) registriert wurde, wird bei der Vertei-
lung auf die anderen Bundesländer als Abwanderer 
im Rahmen der Binnenwanderung erfasst.

Brandenburg verfügt unter den ostdeutschen 
Bundesländern über einen Sonderstatus, weil es 
im Rahmen der Umlandwanderung stark von Ber-
lin profi tierte.

In den letzten Jahren haben sich die Unterschie-
de in den Binnenwanderungssalden zwischen den 

Bundesländern etwas abgeschwächt, die positi-
ven Salden der bisherigen Gewinnerländer Baden-
Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz sind 
ebenso zurückgegangen wie die negativen Salden 
der ostdeutschen Verliererländer. In Berlin scheint 
die Umlandwanderung nach Brandenburg ihren 
Höhepunkt überschritten zu haben, seit 2006 
weist Berlin Binnenwanderungsgewinne aus.

Geschlechts- und Altersselektivität
Wie alle Wanderungsbewegungen verlaufen auch 
die Binnenwanderungsprozesse geschlechts- und 
altersspezifi sch, wobei die jüngeren Altersgruppen 
mobiler als die älteren sind. Besonders auffallend 
bei der Binnenwanderung zwischen West- und 
Ostdeutschland ist der hohe ostdeutsche Wande-
rungsverlust junger Frauen. Von den insgesamt 
1,1 Millionen Personen Wanderungsverlusten 
der ostdeutschen gegenüber den westdeutschen 
Bundesländern waren 23 % junge Frauen im Alter 
zwischen 18 und 25 Jahren. Weitere rund 14 % 
waren gleichaltrige junge Männer und ein Viertel 
aller Wanderungsverluste entfi el auf Kinder unter 
18 Jahren. Das heißt also, dass Ostdeutschland 
nicht nur junge Menschen, sondern in großem Um-
fang auch potenzielle Mütter und Väter verloren 
hat. In den letzten Jahren hat diese Abwanderung 
nach Westdeutschland an Dynamik verloren – im 
Jahr 2011 wanderten sogar mehr junge Frauen von 
West nach Ost als umgekehrt. Zunehmend profi tie-
ren auch ostdeutsche Städte von der Zuwanderung 

Datenquelle: Statistisches Bundesamt

Wanderungssalden von West- gegenüber Ostdeutschland nach Altersgruppen, 1991 bis 2011 (durchschnittlich pro Jahr in 1.000)

Altersgruppe
Männer Frauen

1991 - 2000 2001 - 2010 2011 1991 - 2000 2001 - 2010 2011

unter 18 9,8 3,7 1,1 10,3 4,1 1,2

18 - 24 6,7 9,1 0,0 13,4 12,5 -1,3

25 - 29 1,4 5,4 3,2 2,8 4,0 0,8

30 - 49 3,6 6,2 2,5 9,3 6,3 1,7

50 - 64 1,0 0,0 -0,1 2,6 0,5 0,3

65 und älter 0,2 -0,7 -0,4 0,7 -0,7 -0,1

zusammen 22,7 23,4 6,3 39,1 26,1 2,6
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In den ostdeutschen 
Bundesländern hat sich 
zwischen 1990 und 2011 
in vielen Landkreisen ein 
deutlicher Männerüber-
schuss in der Altersgruppe 
25 bis 29 Jahre herausge-
bildet.

junger ostdeutscher Frauen. Verlierer aber bleiben 
in allen Fällen ländliche und strukturschwache Re-
gionen speziell in Ostdeutschland, womit sich die 
Alterungsprozesse der Bevölkerung in diesen Re-
gionen noch schneller verstärken.

Geschlechterdisproportion in Ostdeutschland
Die selektiven Abwanderungsprozesse in Ost-
deutschland haben seit 1990 zu einer deutlichen 
Disproportion im Geschlechterverhältnis bei jun-
gen Menschen geführt. Während in Deutschland 
2011 insgesamt in der Altersgruppe 25 bis 29 
Jahre ein zahlenmäßiges Verhältnis von 104 Män-
nern zu 100 Frauen besteht, beträgt es in einigen 
ostdeutschen Kreisen über 130 zu 100. Besonders 
betroffen sind dabei die brandenburgischen Land-
kreise Elbe-Elster und Spree-Neiße. Dass es auch 

noch andere Gründe als abgewanderte Frauen für 
einen solchen hohen Männerüberschuss geben 
kann, zeigen die beiden Städte Wilhelmshaven als 
Bundeswehr- und Marinestandort und Cottbus mit 
Technischer Universität und technisch geprägter 
Fachhochschule. Am anderen Ende der Skala ste-
hen Kreise mit hohen Frauenüberschüssen. Dies 
sind insbesondere Großstädte mit höheren Bil-
dungseinrichtungen, in denen viele junge Frauen 
studieren, wie Heidelberg, Düsseldorf, Wiesbaden 
und Köln – dort kommen auf 100 Frauen nur 85 bis 
90 Männer.

Geschlechterdisproportion der Kreise für die Altersgruppen von 25 bis 29 Jahren, 1990 und 2011
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Im Jahr 2011 lebten 7,4 Millionen ausländische Personen in Deutschland, 
damit besaßen 9 % der Bevölkerung eine andere als die deutsche Staatsbür-
gerschaft. Knapp 80 % aller ausländischen Personen in Deutschland hatten 
einen europäischen Pass, darunter kamen 37,5 % aus den EU-Staaten und 
23 % aus der Türkei. Deutlich zugenommen hat in den letzten 20 Jahren der 
Anteil der aus Asien stammenden und in Deutschland lebenden Ausländer, 
der 2011 bei über 12 % lag. Allerdings verteilen sich die Herkunftsländer auf 
sehr viele unterschiedliche asiatische Staaten.

Rund 89 % der in Deutschland wohnenden Auslän-
der leben in Westdeutschland, 6 bis 7 % in Berlin 
und nur etwa 4 % in den ostdeutschen Bundeslän-
dern. Seit Mitte der 1990er Jahre hat sich an diesen 
Größenordnungen nur wenig verändert.

Während es bei der Gesamtzahl der ausländi-
schen Personen in Deutschland in den letzten bei-
den Jahrzehnten nur geringe Schwankungen gab, 
hat sich ihre Altersstruktur doch deutlich verscho-
ben. Auch die ausländische Bevölkerung altert, 
ähnlich wie die deutsche, wenn auch etwas weni-
ger intensiv. Mehrere Einzelprozesse wirken sich 
auf das Tempo der Alterung bei der ausländischen 
Bevölkerung aus:

>> Mit der Änderung des Staatsangehörigkeitsrechts 
im Jahr 2000 erhält ein großer Teil der Kinder aus-
ländischer Eltern bereits die deutsche Staatsbür-
gerschaft (siehe methodische Erläuterung S. 48), 
d. h. der Anteil von Kindern mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit geht seit 2000 überpropor-
tional zurück, die Alterung verstärkt sich.

>> Im mittleren Altersbereich wirken die Wande-
rungssalden sehr stark auf die Alterszusammen-

8. Ausländische
    Bevölkerung

Zahl der Ausländer in Deutschland
Zur Statistik der Ausländer in Deutschland exis-
tieren zwei unterschiedliche Datenquellen. Das 
Ausländerzentralregister (AZR) erfasst alle am 
Ende des Berichtsjahres in Deutschland ansässi-
gen Ausländer ohne deutschen Pass. 

Für Vergleiche zwischen Ausländern und Deut-
schen bzw. mit der Gesamtbevölkerung werden 
Daten aus der Bevölkerungsfortschreibung 
verwendet, die die Bevölkerung auf Basis der 
letzten Volkszählungen fortschreibt und auch 
vorübergehend in Deutschland wohnende Aus-
länder umfasst. 

Die Zahlen der ausgewiesenen Ausländer in 
Deutschland weichen nach beiden Quellen von-
einander ab (2011: Bevölkerungsfortschreibung 
7,4 Millionen; AZR 6,9 Millionen Ausländer), vor 
allem seit der letzten Registerbereinigung des 
AZR im Jahr 2004.

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

Bremen

Stuttgart

Schwerin

Saarbrücken

Potsdam

München

Dresden
Düsseldorf

Erfurt

Hamburg

Hannover

Kiel

Magdeburg

Mainz

Wiesbaden

Berlin

0,7 bis unter 3,5

3,5 bis unter 5,5

5,5 bis unter 7,5

7,5 bis unter 9,5

9,5 und höher

Datenquelle: Statistisches Bundesamt           © BiB 2013
Geometrische Grundlage: © GeoBasis-DE / BKG (2012)

Ausländische Bevölkerung in Deutschland (Kreisebene), 2011 (Anteil in Prozent)
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Seit Mitte der 1990er Jahre 
leben zwischen sieben und 
acht Millionen Ausländer 
in Deutschland, das sind 
rund 9 % der Gesamtbe-
völkerung.

Ausländische Bevölkerung in Deutschland1, 1970 bis 2011
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Anzahl in Millionen Anteil in Prozent
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Anteil in Prozent

Altersgruppe

Die Veränderungen der 
Altersstruktur werden vor 
allem durch einen rück-
läufigen Anteil der Kinder 
sowie einen steigenden 
Anteil von Personen über 
65 Jahre geprägt, aber 
auch im mittleren Alters-
bereich verschiebt sich 
der Anteil in die höheren 
Altersgruppen.

Ausländische Bevölkerung in Deutschland1 nach Altersgruppen, 1970 bis 2011
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Änderung des Staatsangehörigkeitsrechts
im Jahr 2000
Kinder ausländischer Eltern erhalten bei Geburt 
die deutsche Staatsbürgerschaft, wenn ein 
Elternteil seit acht Jahren rechtmäßig seinen 
Aufenthalt in Deutschland hat und ein unbefris-
tetes Aufenthaltsrecht besitzt. Bei Erreichen der 
Volljährigkeit muss sich der junge Erwachsene 
für die deutsche oder ausländische Staatsange-
hörigkeit entscheiden.

Die höchsten Anteile aus-
ländischer Bevölkerung 
weisen Luxemburg (hier 

nicht enthalten mit 43 %), 
Zypern sowie Lettland und 

Estland auf, wobei dies 
dort vor allem die russi-

sche Minderheit ist. 

Wie bereits im Kapitel 6 über die Außenwanderun-
gen festgestellt, hat sich Deutschland in den letz-
ten Jahrzehnten zu einem Einwanderungsland ent-
wickelt. Mit einem Anteil von knapp 9 % Bevölke-
rung mit ausländischer Staatsangehörigkeit liegt 
es im Jahr 2011 deutlich über dem europäischen 
Durchschnitt (EU-27 4,1 %). Allerdings spielen 
hier bei auch die rechtlichen Rahmenbedingungen 
(z. B. doppelte Staatsbürgerschaft) eine entschei-
dende Rolle.

Ausländische Bevölkerung in ausgewählten europäischen Staaten, 2011

setzung ein, da diese Altersgruppen besonders 
mobil sind. Wanderungsüberschüsse verjüngen 
die Bevölkerung, Wanderungsverluste verstär-
ken die Alterung.

>> Viele der älteren Ausländer leben mit ihren Fa-
milien in Deutschland und bleiben hier, obwohl 
früher eine Rückkehr ins Herkunftsland geplant 

war. Dadurch steigt der Anteil älterer ausländi-
scher Menschen deutlich an.

Allerdings ist trotz dieses Alterungsprozesses 
das Durchschnittsalter der ausländischen Bevöl-
kerung mit 39,4 Jahren immer noch erheblich nied-
riger als das der deutschen Bevölkerung mit 44,4 
Jahren.

© BiB 2013
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1 Anteil der Eingebürgerten an der ausländischen Bevölkerung
Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsfortschreibung

Jahr Eingebürgerte in 1.000 Einbürgerungsquote1 in %

1990 101,46 1,82

1995 313,6 4,27

2000 186,7 2,57

2005 117,2 1,61

2010 101,6 1,41

2011 106,9 1,44

Die Zahl der Einbürgerun-
gen hat sich im betrach-
teten Zeitraum deutlich 
verringert, das Spektrum 
der wichtigsten Herkunfts-
länder verbreiterte sich.

Einbürgerungen nach vorheriger Staatsangehörigkeit 1995 und 2011
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Einbürgerungen
Von 1990 bis 2011 wurden insgesamt mehr als 3,8 
Millionen Ausländer in Deutschland eingebürgert, 
der Höhepunkt lag dabei um die Mitte der 1990er 
Jahre. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass bis 
1999 auch die (Spät-)Aussiedler, die in Deutsch-
land einen deutschen Pass erhielten, in diese 
Zahlen einbezogen wurden. Das waren in diesem 
Zeitraum mehr als 1,6 Millionen Menschen, vor al-
lem aus Osteuropa bzw. den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion.

Mit der Veränderung der Stellung der (Spät-)Aus-
siedler im Rahmen der Einbürgerungen und mit 
den sinkenden Zuzugszahlen von (Spät-)Aussied-
lern überhaupt veränderte sich die Struktur der 
Eingebürgerten nach ihrem Herkunftsland. Im Jahr 
2011 verringerte sich das Niveau der Einbürgerun-
gen gegenüber 1995 auf ein Drittel (auch durch die 
nicht mehr einbezogenen (Spät-)Aussiedler) und 
jeder vierte Eingebürgerte hatte 2011 vor seiner 
Einbürgerung eine türkische Staatsbürgerschaft.

Einbürgerungen und Einbürgerungsquote, Deutschland 1990 bis 2011
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Bevölkerung mit Migrationshintergrund (MH)
Sie umfasst alle in Deutschland lebenden 
Ausländer und alle zugewanderten Personen. 
Außerdem gehören zur Bevölkerung mit MH alle 
in Deutschland eingebürgerten Ausländer sowie 
alle Personen, von denen mindestens ein Eltern-
teil zum vorher beschriebenen Personenkreis 
zählt. Wohnen Letztere nicht mit dem jeweiligen 
Elternteil zusammen im Haushalt, lässt sich der 
Migrationsstatus nur aller vier Jahre im Mikrozen-
sus anhand einer Zusatzbefragung (zuletzt 2009) 
erkennen (Personen mit MH im weiteren Sinne). 
In den Zwischenjahren werden nur die Personen 
mit MH im engeren Sinne berücksichtigt, dies 
waren 2009 allerdings 98 % der Gesamtbevöl-
kerung mit MH. Zusätzlich wird im Mikrozensus 
unterschieden nach Personen mit eigener Mig-
rationserfahrung (im Ausland geboren und nach 
Deutschland zugewandert) sowie ohne eigene 
Migrationserfahrung (in Deutschland geboren).

Die Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund 

hat eine deutlich jüngere 
Altersstruktur als diejenige 
ohne einen solchen Hinter-

grund, alle Altersgruppen 
bis etwa 40 Jahre sind 

stärker besetzt. 

Altersaufbau nach Migrationshintergrund, Deutschland 2011

Methodische
Erläuterung
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Bevölkerung mit Migrationshintergrund
Die Analysen nach dem Staatsangehörigkeitskon-
zept führen dazu, dass sowohl die Eingebürgerten 
als auch die (Spät-)Aussiedler nicht mehr einbe-
zogen sind. Im Hinblick auf die Integration haben 

sie jedoch ähnliche Probleme zu bewältigen wie 
die Personen mit einem ausländischen Pass in 
Deutschland. Deshalb wird seit 2005 im Mikro-
zensus der Migrationshintergrund (s. Methodische 
Erläuterung) erfasst und damit die Möglichkeit ge-
schaffen, die Heterogenität dieser Gruppe und ihre 
Unterschiede zu denjenigen ohne Migrationshin-
tergrund besser darzustellen.

Im Jahr 2011 lebten 16 Millionen Menschen mit 
einem Migrationshintergrund in Deutschland, das 
waren 19,5 % der gesamten Bevölkerung – also fast 
jeder Fünfte. Im Gegensatz zu den Altersstrukturen 
der ausländischen Bevölkerung sind bei Personen 
mit Migrationshintergrund auch die jüngsten Jahr-
gänge stark besetzt. Hier sind per Defi nition auch 
die Kinder mit deutscher Staatsbürgerschaft und 
ausländischen Eltern einbezogen. Die Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund weist eine deutlich jün-
gere Altersstruktur auf als diejenige ohne einen 
solchen Hintergrund. Ursache dafür sind einerseits 
die stärkere Mobilität in den jüngeren und mittle-
ren Altersgruppen und andererseits das etwas 
höhere Geburtenniveau bei Frauen mit Migrations-
hintergrund, vor allem bei zugewanderten Frauen, 
also bei Frauen mit eigener Migrationserfahrung. 

Im Mikrozensus 2008 wurden die Frauen nach 
der Zahl ihrer leiblichen Kinder gefragt, so dass 
sich ein Vergleich zwischen Frauen mit eigener Mi-
grationserfahrung (also im Ausland geboren und 
nach Deutschland zugewandert) und Frauen ohne 
Migrationserfahrung vornehmen lässt. 10 % aller 
zum Zeitpunkt der Befragung 45 bis 49 Jahre alten 
zugewanderten Frauen hatten keine Kinder – bei 
den gleichaltrigen Frauen ohne Migrationserfah-
rung betrug der Anteil mit 19 % fast das Doppelte. 
Auch die durchschnittliche Kinderzahl lag für die 
zugewanderten Frauen dieses Alters mit 2,0 Kin-
dern je Frau gegenüber 1,6 Kindern bei den Frauen 
ohne Migrationserfahrung erheblich höher.

In engem Zusammenhang mit den höheren Kin-
derzahlen steht auch eine stärkere Verbreitung tra-
ditioneller Familienformen. Sowohl nichteheliche 
Lebensgemeinschaften als auch alleinerziehende 
Elternteile – beide Lebensformen gehen im Durch-
schnitt mit weniger Kindern einher als die tradi-
tionelle Ehe – sind unter Familien mit Migrations-
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80 % aller Familien 
(Eltern(teil) mit mindestens 
einem minderjährigen 
Kind) mit MH leben 2011 
traditionell als Ehepaar, in 
der Bevölkerung ohne Mi-
grationshintergrund sind 
dies nur 68 %. Demgegen-
über sind nichteheliche 
Lebensformen bei Familien 
mit MH entsprechend 
seltener verbreitet.

Familien mit ledigen Kindern nach Migrationshintergrund und Familienform, Deutschland 2011

Weitere Informationen zum Thema:
www.bib-demografie.de/fertilitaet
www.bib-demografie.de/eheschliessungen
www.bib-demografie.de/haushaltsstrukturen
www.bib-demografie.de/familien_lebensformen
www.bib-demografie.de/bevoelkerungsbilanz_
                                                 altersstruktur
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1 Migrationshintergrund im engeren Sinne

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen: BiB © BiB 2013

Anteil in Prozent

1 MH = Migrationshintergrund, 2 ME = Migrationserfahrung
Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus

Bevölkerung 
ohne MH1

Bevölkerung mit MH1 (im engeren Sinn)

Deutsche Ausländer

Mit eigener ME2 Ohne eigene ME2 Mit eigener ME2 Ohne eigene ME2

In 1.000 65,8 5,0 3,8 5,7 1,5

Anteil an insg. in % 80,5 6,1 4,6 6,9 1,9

Größenordnung der Bevölkerung mit und ohne Migrationshintergrund im Jahr 2011

hintergrund deutlich weniger verbreitet. Trotzdem 
nehmen auch bei der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund nichteheliche Lebensformen weiter 
zu, wenn auch mit geringerem Tempo.
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Im Jahr 2011 wurden in Deutschland rund 378.000 Ehen geschlossen, da-
mit hat sich die Zahl der Eheschließungen seit der Jahrtausendwende auf 
einem Niveau von etwa 380.000 Heiraten pro Jahr eingependelt. Auf dem 
Höhepunkt des Heiratsgeschehens zu Beginn der 1960er Jahre – auch als 
„Golden Age of Marriage“ bezeichnet – fanden jährlich noch fast 700.000 
Eheschließungen statt. 

Seit den 1960er Jahren haben sich drei Prozesse 
vollzogen, die das Heiratsgeschehen beeinfl uss-
ten: (1) die Zahl jüngerer Menschen im heiratsfreu-
digsten Alter ist gesunken, (2) die Heiratsneigung 
hat sich verringert und (3) das Alter bei der Ersthei-
rat ist angestiegen.

Diese Prozesse sind in engem Zusammenhang 
mit der Verringerung des Geburtenniveaus (Zwei-
ter Geburtenrückgang) und der Verbreitung neuer 
nichtehelicher Lebensformen zu sehen – verbun-
den mit weniger Kindern oder ganz ohne Kinder. 
Der enge Zusammenhang von Ehe und der Geburt 
von Kindern als zentrales Heiratsmotiv, vor allem 
in Westdeutschland, wird dadurch aufgelöst.

Zur Darstellung des Heiratsniveaus werden die 
zusammengefassten Erstheiratsziffern berechnet 
(siehe methodische Erläuterung rechts). Sie zeigen 
den Trend der Entwicklung auf und ermöglichen 
Vergleiche zwischen verschiedenen Regionen. Für 
den Ausweis des eigentlichen Erstheiratsniveaus 

9. Eheschließungen

Der Rückgang der Heirats-
neigung vollzog sich in 

Westdeutschland vor allem 
bis zum Ende der 1970er 

Jahre, seitdem sind die 
Schwankungen gering. 

Die Heiratsneigung in der 
DDR war bis 1990 höher 
als im Früheren Bundes-

gebiet. Nach dem starken 
Rückgang zu Beginn der 

1990er Jahre ist sie auf ein 
Niveau leicht unterhalb 

des westdeutschen wieder 
angestiegen.

Zusammengefasste Erstheiratsziffer der Frauen, 1960 bis 2011
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt © BiB 2013

Zusammengefasste Erstheiratsziffer je 100 Frauen
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Die Heiratsgipfel bei den 
Ersteheschließungen 
haben sich altersmäßig 
sowohl in West- als auch in 
Ostdeutschland nach oben 
verschoben. Im Osten 
vollzog sich dies in einem 
sehr viel höheren Tempo, 
die 1990 noch bestehen-
den deutlichen West-Ost-
Unterschiede sind damit 
kaum noch vorhanden.

ist eine sehr aufwändige Berechnung von Heirats-
tafeln erforderlich, bei denen die Erstheiraten tat-
sächlich nur auf die ledige Bevölkerung bezogen 
werden. Nach diesen Berechnungen werden gegen-
wärtig rund 63 % der Männer und 69 % der Frauen 
wenigstens einmal im Leben heiraten, wobei die 
Heiratswahrscheinlichkeit in Ostdeutschland mitt-
lerweile unter der westdeutschen liegt.

Parallel zur Verringerung des Heiratsniveaus 
verschob sich das Alter der erstmalig Heiratenden 
nahezu kontinuierlich immer weiter nach oben.

Zusammengefasste Erstheiratsziffer
Sie ist eine komplexe Maßzahl der Heiratshäu-
figkeit. Für jedes Altersjahr zwischen 15 und 50 
Jahren werden altersspezifische Eheschließungs-
ziffern für ein Kalenderjahr errechnet, wobei die 
ledigen eheschließenden Frauen und Männer im 
jeweiligen Alter auf die gesamte Personenzahl 
(unabhängig vom Familienstand) im entsprechen-
den Alter bezogen werden. Diese Ziffern werden 
zur zusammengefassten Erstheiratsziffer addiert. 
Durch Vorziehen bzw. Nachholen von Eheschlie-
ßungen ist es in Zeiten mit hoher Heiratsneigung 
möglich, dass die Werte über 100 liegen.

Erstheiratsziffer nach Alter und Geschlecht, 1990 und 2011

1 ab 1990 Westdeutschland ohne Berlin und Ostdeutschland einschl. Berlin
Datenquelle: Statistisches Bundesamt

Jahr
Früheres Bundesgebiet/Westdeutschland1 DDR/Ostdeutschland1

Männer Frauen Männer Frauen

1960 25,9 23,7 23,9 22,6

1970 25,6 22,7 24,0 21,9

1980 26,1 23,3 23,4 21,8

1990 28,4 25,7 25,9 23,6

2000 30,0 27,4 29,9 27,4

2010 31,8 29,4 32,9 30,3

2011 31,9 29,5 33,1 30,6

Durchschnittsalter lediger Frauen und Männer bei der Erstheirat, 1960 bis 2011 (in Jahren)

Methodische
Erläuterung
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Eheschließende je 1.000 Personen im jeweiligen Alter
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt

Jahr

Von 100 eheschließenden 

Männern Frauen

waren vor der Eheschließung

ledig verwitwet geschieden ledig verwitwet geschieden

1960 85,8 4,9 9,3 89,1 3,6 7,3

1970 83,9 4,6 11,5 85,9 3,0 11,0

1980 80,8 3,1 16,1 82,0 2,3 15,7

1990 77,8 2,3 19,9 78,1 1,5 20,4

2000 74,2 2,2 23,5 73,0 1,4 25,6

2010 73,9 1,7 24,4 74,3 1,1 24,7

2011 73,8 1,7 24,5 74,2 1,1 24,7

Vor allem in Ostdeutschland haben sich in den 
letzten rund 20 Jahren die Heiratsgipfel sehr stark 
in ein höheres Alter verlagert: bei Männern vom 
Alter 22-24 Jahre (1990) auf 30-31 Jahre (2011) 
und bei Frauen von 20-22 Jahre (1990) auf 28-29 
Jahre (2011). Damit sind die noch 1990 bestehen-
den deutlichen West-Ost-Unterschiede im Ersthei-
ratsalter aufgehoben worden, der Heiratsgipfel 
ostdeutscher Männer und Frauen liegt inzwischen 
sogar rund ein Jahr über dem westdeutschen.

Durchschnittliches Erstheiratsalter
Für die Berechnung dieser Kennziffer gibt es 
verschiedene Möglichkeiten: die Berechnung 
auf Basis der absoluten Werte zum Alter der 
Eheschließenden oder die Berechnung auf Basis 
der altersspezifischen Erstheiratsziffern. Das 
BiB hat sich für die zweite Berechnungsmethode 
entschieden, weil dadurch eine altersspezifische 
Standardisierung erreicht wird, während im 
anderen Falle ältere Eheschließende über die 
höheren Besetzungszahlen dieser Jahrgänge mit 
höherem Gewicht in die Berechnung eingehen. 
Die vom BiB ausgewiesenen Werte für das durch-
schnittliche Erstheiratsalter liegen damit unter 
den Werten, die z. B. das Statistische Bundesamt 
nach der Berechnungsmethode über absolute 
Werte ausweist.

Werden die Eheschließenden nach ihrem bisheri-
gen Familienstand gegenübergestellt, so zeigt sich 
auch hier ein Rückgang des Anteils der Erstheira-
tenden. 

Im Gegenzug dazu steigt bei dieser Betrach-
tungsweise der Anteil der erneut heiratenden ge-
schiedenen Personen. Analysiert man jedoch die-
se Eheschließungen genauer, so wird auch hier ein 
tendenzieller Rückgang der zusammengefassten 
Wiederverheiratungsziffern sichtbar. Nach den Ver-
hältnissen des Jahres 2011 würden weniger als die 
Hälfte aller geschiedenen Personen eine erneute 
Ehe eingehen. Geschlechtsspezifi sche Unterschie-
de haben sich in den letzten Jahrzehnten deutlich 
verringert, wobei auch gegenwärtig noch die Wie-
derverheiratungsneigung geschiedener Frauen im 
jüngeren Alter und die der Männer im höheren Alter 
über der des jeweils anderen Geschlechts liegt.

Bei Verwitweten heiraten die Männer häufi ger 
wieder als verwitwete Frauen, dieser Unterschied 
erhöht sich mit steigendem Alter. Die höchste 
Wahrscheinlichkeit einer erneuten Heirat besteht 
allerdings bei Verwitwung im jüngeren Alter. 

Nur bei weniger als zwei Drittel der Heiraten sind 
gegenwärtig beide Ehepartner noch ledig, zu Be-
ginn der 1960er Jahre traf dies noch auf über 80 % 
der Eheschließungen zu.

Methodische
Erläuterung

Eheschließende nach ihrem bisherigen Familienstand, Deutschland 1960 bis 2011 (Anteil in %)
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Im europäischen Rahmen befi ndet sich Deutsch-
land mit seinen 4,7 Eheschließungen je 1.000 Ein-
wohner im Jahr 2010 im unteren Mittelfeld. Wäh-
rend in Weißrussland und Russland sowie in Aser-
baidschan und dem Kosovo diese Werte bei über 
acht lagen, bilden Andorra, Slowenien, Bulgarien 
und Luxemburg mit weniger als 3,5 Eheschließun-
gen je 1.000 Einwohner das andere Extrem.

Die Verschiebung der Eheschließungen in ein im-
mer höheres Alter und das sinkende Heiratsniveau 
führen das dazu, dass in Deutschland der Anteil 
verheirateter Männer und Frauen im Alter von 35 

Deutschland gehört – vor 
allem bei den Männern – 
zu den Ländern in Europa, 
in denen der Anteil Ver-
heirateter im Alter 35 nur 
gering ausfällt.

Weitere Informationen zum Thema:

www.bib-demografie.de/eheschliessungen

Jahren im europäischen Vergleich relativ gering ist. 
Nur 44 % der Männer und 54 % der Frauen sind in 
diesem Alter in Deutschland verheiratet, bei den 
Männern weisen nur Slowenien, Schweden, Island 
und Norwegen im Jahr 2010 einen niedrigeren Wert 
auf. In der Türkei zum Beispiel liegt der Verheirate-
tenanteil 35-Jähriger mit 82 % (Männer) bzw. 84 % 
(Frauen) weit über diesem Niveau.

Verheiratete Männer und Frauen im Alter 35 in europäischen Ländern am 01.01.2010 (Anteil in Prozent)
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Der bis etwa 2005 anhal-
tende Trend steigender 

Scheidungsneigung (mit 
Ausnahmen im Zusam-

menhang mit den rechtli-
chen Veränderungen und 

dem Nachwenderückgang 
in Ostdeutschland) scheint 

sich nicht fortzusetzen.

Zusammengefasste Ehescheidungsziffer
Sie wird als Summe der einzelnen ehedauer-
spezifischen Scheidungsziffern gebildet, im 
internationalen Vergleich sind dafür 25 Heirats-
jahrgänge üblich. Dafür werden die im jeweiligen 
Jahr geschiedenen Ehen auf die Gesamtzahl der 
Ehen des Heiratsjahrgangs bezogen, dem sie 
angehören. Die zusammengefasste Scheidungs-
ziffer gibt damit an, wie viele Ehen geschieden 
würden, wenn die Scheidungshäufigkeit des 
jeweiligen Kalenderjahres über einen Zeitraum 
von 25 Jahren konstant bleiben würde. Wäre dies 
der Fall, dann würde der ermittelte Anteil an Ehen 
auch in jüngeren Eheschließungsjahren tatsäch-
lich geschieden werden.

Im Jahr 2011 wurden in Deutschland 187.600 Ehen geschieden, damit liegt 
das Verhältnis zwischen geschlossenen und geschiedenen Ehen auch 2011 
bei etwa zwei zu eins. Diese Größenordnung hat sich etwa seit dem Jahr 
2000 etabliert. Bis dahin hatte sich dieses Verhältnis seit 1960 nahezu kon-
tinuierlich verringert  – ausgehend von einem Niveau von mehr als neun zu 
eins.

Zwei Prozesse haben diese Entwicklung bestimmt: 
die geringere Heiratsneigung als Folge der zuneh-
menden Verbreitung nichtehelicher Lebensformen 
und eine tendenziell gestiegene Scheidungsnei-
gung. Allerdings muss darauf hingewiesen wer-
den, dass nur rund ein Drittel aller Ehen mit einer 

10. Ehescheidungen

Zusammengefasste Ehescheidungsziffer, 1970 bis 2011
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Zusammengefasste Ehescheidungsziffer

Aufgrund der unterschiedlichen rechtlichen Rahmenbedingungen für Scheidungen wurde auf einen Ausweis der zusammengefassten
Scheidungsziffer für Deutschland vor 1990 verzichtet. Der tiefe Einschnitt Ende der 1970er Jahre hängt mit der Einführung des neuen
Scheidungsrechts im früheren Bundesgebiet zusammen, was aufgrund verfahrensrechtlicher Änderungen zu Verzögerungen führte. In
Ostdeutschland ergaben sich analoge Effekte durch die Einführung des Trennungsjahres und Umstellungen in der Arbeit der
Familiengerichte Anfang der 1990er Jahre.
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Scheidung enden, zu zwei Dritteln werden die Ehen 
durch den Tod eines Partners aufgelöst.

Ähnlich wie sich das Heiratsniveau mit der zu-
sammengefassten Erstheiratsziffer verdeutlichen 
lässt, gibt es für das Scheidungsniveau die zusam-
mengefasste Scheidungsziffer, die den Trend er-
kennbar und regionale Vergleiche möglich macht. 
Im Jahr 2011 erreichte die zusammengefasste Ehe-
scheidungsziffer in Deutschland einen Wert von 
39 %, das heißt, unter den Scheidungsverhältnis-
sen dieses Jahres würde weit mehr als ein Drittel 
der Ehen geschieden werden.

Das Scheidungsniveau lag in der ehemaligen DDR 
deutlich höher als im Früheren Bundesgebiet. Nach 
dem Rückgang zu Beginn der 1990er Jahre stieg 
das Scheidungsniveau in Ostdeutschland relativ 
schnell wieder an, bleibt aber bis zur Gegenwart 
unter dem westdeutschen Level. Ein Grund dafür 
könnte die stärkere Verbreitung nichtehelicher Le-

bensformen in den ostdeutschen Bundesländern 
sein. Dadurch ist eine Aufl ösung von Partnerschaf-
ten auch ohne offi zielle Scheidung möglich.

In den ersten Jahren nach der Heirat unterliegen 
die Ehen einem besonders hohen Scheidungsrisi-
ko. Allerdings hat sich dieses Risiko in den letzten 
Jahrzehnten tendenziell verringert, während Ehe-
scheidungen bei höherer Ehedauer häufi ger gewor-
den sind. Eine Möglichkeit, diesen Trend aufzuzei-
gen, ist es, für unterschiedliche Heiratsjahrgänge 
die geschiedenen Ehen nach der Ehedauer zu ver-
gleichen.

Das Scheidungsrisiko ist 
gegenwärtig am höchsten 
bei einer Ehedauer von 
fünf bis sechs Jahren und 
hat sich in den jüngeren 
Ehen eher etwas verrin-
gert. Ein leichter Anstieg 
des Scheidungsrisikos 
lässt sich für die länger be-
stehenden Ehen erkennen.

Ehedauerspezifi sche Scheidungsziffern in Deutschland, 1991, 2001 und 2011

Ehedauerspezifi sche Ehescheidungsziffer 

Sie wird zur Beurteilung des Scheidungsrisikos 
in Abhängigkeit von der Ehedauer herangezogen 
und gibt die Anzahl der im Berichtsjahr geschie-
denen Ehen eines Heiratsjahrgangs je 1.000 
geschlossene Ehen desselben Jahrgangs an.

Methodische
Erläuterung
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Zusammengefasste Ehescheidungsziffer (je 1.000 Ehen)
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Der Anteil Jüngerer bei den 
geschiedenen Männern 
geht zurück, die höchs-
ten Scheidungsanteile 

verschieben sich in höhere 
Altersgruppen.

Betrachtet man die Veränderung in der Altersstruk-
tur der Geschiedenen in den letzten 20 Jahren, so 
zeichnet sich eine deutliche Erhöhung des Anteils 
geschiedener Personen im mittleren Altersbe-
reich ab. Die Abbildungen verdeutlichen dies für 
die Männer, für die Frauen zeigen sich die analo-
gen Trends. Bei dieser Darstellung erhält man den 

Eindruck, dass das Scheidungsrisiko im Altersbe-
reich zwischen 40 und 50 am höchsten liegt. Für 
die Bewertung dieser Zahlen sind allerdings die 
folgenden Trends zu berücksichtigen: (1) die Ver-
schiebung der Heiraten in ein höheres Alter, (2) der 
wachsende Anteil nichtehelicher Lebensformen 
und damit (3) der sinkende Anteil von Ehen in den 

Mit steigendem Alter sinkt 
bei den Männern die Rate 

der Geschiedenen bezo-
gen auf die Verheirateten 

der jeweiligen Altersgrup-
pen. Sie stieg allerdings 

zwischen 1991 und 2011 
im höheren Alter schneller 

an.

Im jeweiligen Kalenderjahr geschiedene Männer nach Altersgruppen, Deutschland 1991 und 2011

Im jeweiligen Kalenderjahr geschiedene Männer je 1.000 Verheiratete der jeweiligen Altersgruppe, Deutschland 1991 und 2011
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jüngeren Altersgruppen, weshalb das Scheidungs-
risiko in den höheren Altersgruppen bei dieser Be-
trachtungsweise überschätzt wird.

Werden deshalb nur die „Risikogruppen“ zugrun-
de gelegt, die von einer Scheidung betroffen sein 
können – nämlich die Verheirateten in den jewei-
ligen Altersgruppen – wandelt sich das Bild (siehe 
Abbildung linke Seite unten). Dann zeigt sich, dass 
das Scheidungsrisiko nach wie vor im jüngsten Al-
tersbereich am höchsten liegt und mit steigendem 
Alter abnimmt, allerdings ist hier die prozentuale 
Zunahme am höchsten bei den Männern zwischen 
50 und 70 Jahren.

Im europäischen Vergleich liegt Deutschland 
mit einer Scheidungsziffer von 2,3 Scheidungen je 
1.000 der Bevölkerung auf einem mittleren Niveau 
– nur knapp über den Werten der Schweiz, von Spa-
nien, Österreich, Großbritannien und Frankreich. 
Ein deutlich niedrigeres Scheidungsniveau weisen 
neben den stark religiös geprägten Staaten Irland, 
Italien und Griechenland vor allem die osteuropä-
ischen Staaten auf dem Balkan auf. Ein besonders 
hohes Scheidungsniveau hingegen verzeichnen 
solche Länder wie Russland und Weißrussland so-
wie die baltischen Staaten Lettland und Litauen.

Weitere Informationen zum Thema:

www.bib-demografie.de/eheloesungen
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Im Jahr 2011 gab es in Deutschland 40,4 Millionen Privathaushalte, das wa-
ren 5,2 Millionen oder 15 % mehr als noch 1991, obwohl die Bevölkerungs-
zahl in diesem Zeitraum nur um 2 % anstieg. Dies drückt den Trend zur Ver-
kleinerung der Haushalte aus, der in engem Zusammenhang mit den niedri-
gen Kinderzahlen, dem steigenden Anteil von Singles und dem Aufschub der 
Familienbildung in höhere Altersbereiche steht. Aber auch die Durchsetzung 
neuer Lebensformen wie das „Living Apart Together“ oder auch „bilokale 
Paarbeziehungen“ – beide Begriffe beschreiben Partnerschaften mit ge-
trennten Haushalten – ist mit der Bildung kleinerer Haushalte verbunden 
und erhöht die Gesamtzahl der Haushalte.

Während um 1900 noch fast 45 % aller Haushalte 
von fünf und mehr Personen bewohnt wurden, wa-
ren es 50 Jahre später nur noch 16 % und heute ist 
es mit 3,4 % nicht einmal mehr jeder 30. Haushalt. 
Dieser Trend scheint sich weiter fortzusetzen. Ent-
gegengesetzt dazu verläuft die nahezu kontinuier-
liche Zunahme der kleinen Haushalte mit ein oder 
zwei Personen.

Wie bei vielen anderen demografi schen Sach-
verhalten gibt es auch bei der durchschnittlichen 
Haushaltsgröße bemerkenswerte Entwicklungsun-
terschiede zwischen West- und Ostdeutschland. So 
lag sie 1991 in Ostdeutschland mit 2,31 Personen 
pro Haushalt noch über dem westdeutschen Niveau 
von 2,26, seitdem ist sie mit sehr viel höherer Dyna-
mik (um 18,6 % gegenüber 8,8 % im Westen) abge-
sunken. Grundlage dafür ist eine Entwicklung, die 
in Westdeutschland bereits in den 1980er Jahren 
einsetzte: der Anstieg der Ein- und Zweipersonen-
haushalte (z. B. durch früheren Auszug aus dem El-
ternhaus) und der gleichzeitige Rückgang von Haus-
halten mit drei und mehr Personen (vor allem durch 
den Geburtenrückgang). In Ostdeutschland konzen-
triert sich dies auf einen sehr kurzen Zeitraum.

11. Haushalte

Der Rückgang der durch-
schnittlichen Haushalts-

größe erfolgte in Ost-
deutschland von einem 

höheren Ausgangsniveau 
und mit erheblich schnel-

lerem Tempo.

Entwicklung der durchschnittlichen Haushaltsgröße, 1991 bis 2011
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�Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus © BiB 2013
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Jahr
Einpersonenhaushalte

Mehrpersonen-
haushalte

Anteil Einpersonen-
haushalte

Personen je Haushalt

Anzahl in Millionen in % Anzahl

1991 11,9 23,4 33,6 2,27

2000 13,8 24,4 36,1 2,16

2010 16,2 24,1 40,2 2,03

2011 16,3 24,1 40,4 2,02

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus

Neben dem Rückgang größerer Haushalte wird 
die Entwicklung der Haushaltsstrukturen vor allem 
geprägt durch die steigende Zahl von Einpersonen-
haushalten, für die sich neben der Anzahl vor allem 
die Struktur verändert hat. War beispielsweise Ende 
der 1970er Jahre im Früheren Bundesgebiet der Ein-
personenhaushalt eine typische Wohnform älterer 
Witwen – über 40 % wurden von Frauen im Alter ab 65 
Jahre bewohnt –, so lag dieser Anteil 2011 nur noch 
bei rund 25 %. Im Gegenzug dazu sind Einpersonen-
haushalte immer mehr zu einer Lebensform jüngerer 
Menschen – vor allem jüngerer Männer – geworden.

Die Verschiebungen in der Struktur der in Einper-
sonenhaushalten Wohnenden gehen also einher 
sowohl mit Veränderungen der Altersstruktur als 
auch des Familienstands der Alleinlebenden. 1991 
waren fast 40 % von ihnen verwitwet – in der Regel 
Frauen höheren Alters – und 42 % ledig. Gegenwär-
tig sind noch 27 % der Einpersonenhaushalte von 
verwitweten Personen bewohnt, aber bereits fast 
die Hälfte von ledigen – und bei diesen handelt es 
sich überwiegend um jüngere Leute.

Die Alters- und Geschlechtsstruktur der in Ein-
personenhaushalten Lebenden hat sich in den 

Einpersonenhaushalte nach Familienstand, Deutschland 1991 und 2011 (Anteile in Prozent)

Zahl der Haushalte und Haushaltsgröße, Deutschland 1991 bis 2011

Zwischen 1991 und 2011 
stieg die Zahl der Ein-
personenhaushalte um 
4,5 Millionen an, dabei 
verschob sich der Fami-
lienstand der in diesen 
Haushalten Lebenden von 
verwitweten hin zu ledigen 
Personen.
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus; Berechung: BiB © BiB 2013
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letzten 20 Jahren deutlich verändert. 1991 wurden 
noch 63 % dieser Singlehaushalte von Frauen be-
wohnt, darunter ein Drittel von Frauen ab 70 Jahre. 
Im Jahr 2011 werden bereits 47 % der Einperso-
nenhaushalte von Männern bewohnt und zwar zu 
einem erheblichen Anteil im mittleren Alter. 

Bezieht man die in Singlehaushalten Wohnen-
den auf die Bevölkerung des jeweiligen Alters und 
Geschlechts, so zeigen sich in der Altersgruppe der 
20- bis 24-Jährigen nur geringe geschlechtsspezi-

fi sche Unterschiede. Schon in der nächsthöheren 
Altersgruppe aber führt das geringere Alter der 
Frauen bei der Paarfi ndung und Familiengründung 
dazu, dass ab dem Alter von 25 Jahren die Anteile 
der in Einpersonenhaushalten Wohnenden stark 
nach dem Geschlecht differieren. So leben bei den 
25- bis 29-Jährigen 35,1 % der Männer und 26,4 % 
der Frauen in einem Einpersonenhaushalt, bei den 
30- bis 34-Jährigen beträgt der Unterschied sogar 
30,9 gegenüber 18,3 %.

Der Anteil der in Einperso-
nenhaushalten lebenden 

älteren Menschen geht 
zurück, lediglich für die 

Männer im Alter von 65 bis 
74 Jahren ist ein Anstieg 
zu erkennen, allerdings 

von einem sehr niedrigen 
Niveau aus.

1 Anteile an Einpersonenhaushalten insgesamt in Prozent
Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus, Berechnungen: BiB

Altersgruppe
1991 2011

Männer Frauen Männer Frauen

unter 30 11,5 9,4 9,6 8,1

30 - 39 7,8 4,1 8,7 4,6

40 - 49 5,2 3,4 10,2 5,0

50 - 59 5,0 6,2 7,3 6,4

60 - 69 3,1 12,8 4,6 7,3

70 und älter 4,3 27,2 6,4 21,7

Einpersonenhaushalte von Personen ab 65 Jahre, Deutschland 1991 bis 2011
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus © BiB 2013

Anteil in Prozent

Einpersonenhaushalte nach Geschlecht und Altersgruppen1  in Deutschland, 1991 und 2011
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Deutschland gehört 
innerhalb Europas zu den 
Ländern mit dem höchsten 
Anteil an Einpersonen-
haushalten.

Weitere Informationen zum Thema:

www.bib-demografie.de/haushaltsstrukturen

Bei den älteren Menschen verliert im Gegensatz 
dazu das Leben im Einpersonenhaushalt an Be-
deutung, lediglich bei den 65- bis 74-jährigen Män-
nern ist ein leichter Anstieg zu erkennen. Dieser ist 
dadurch zu erklären, dass zu Beginn der 1990er 
Jahre die Männer in dieser Altersgruppe durch die 
starken Verluste des Zweiten Weltkriegs dezimiert 
waren und ihr Verheiratungsgrad hoch ausfi el. Bei 
den Frauen hingegen war der Anteil der Witwen 
und Nichtverheirateten höher als in den späteren 
Jahren. Heute sind Frauen dieses Alters deutlich 
häufi ger verheiratet oder leben in einer Partner-
schaft, als dies noch Anfang der 1990er Jahre der 
Fall war, womit sie erheblich seltener in Einperso-
nenhaushalten leben als früher.

Innerhalb Europas zeichnen sich deutliche Un-
terschiede bei der Verbreitung von Einpersonen-
haushalten ab. Mit einem Anteil von rund 40 % 
Einpersonenhaushalten an allen Haushalten be-
legt Deutschland dabei einen Spitzenplatz. Ledig-
lich in Dänemark (46 %) und in Norwegen (41 %) 
ist dieser Haushaltstyp noch häufi ger anzutreffen. 
Während im Norden Europas Einpersonenhaushal-
te insgesamt weit verbreitet sind, überwiegen im 

Osten und Süden des Kontinents weiterhin Mehr-
personenhaushalte. In Portugal werden nur 18 % 
der Haushalte von einer Person bewohnt, ähnlich 
niedrig sind die Werte für Spanien (19 %) und Grie-
chenland (20 %). 

Regional unterschiedlich ist auch die Alters-
struktur der Haushalte: Während im südlichen Teil 
des Kontinents vorwiegend alte Menschen alleine 
leben, sind Einpersonenhaushalte im Norden Euro-
pas eher ein Phänomen jüngerer Altersgruppen.

Die Gründe für die unterschiedliche Verteilung 
der Einpersonenhaushalte in Europa sind viel-
schichtig. In den südeuropäischen Ländern bleiben 
viele junge Menschen relativ lange im Haushalt ih-
rer Eltern wohnen, während ihre Altersgenossen 
in Nord- und Westeuropa früher von Zuhause aus-
ziehen. Außerdem gibt es immer mehr Menschen, 
auch Ältere, die sich trotz Partnerschaft bewusst 
für getrennte Haushalte entscheiden. Im höheren 
Lebensalter spielt zudem die unterschiedliche 
Sterblichkeit zwischen den Geschlechtern eine 
wichtige Rolle.

Anteil der Einpersonenhaushalte an allen Haushalten in europäischen Ländern, 2011 (in Prozent)

 Datenquelle: Eurostat                         © BiB 2013
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In den letzten Jahrzehnten hat sich ein enormer Wandel im Hinblick auf die 
Lebensformen vollzogen, die Vormachtstellung der traditionellen Familien-
form „Ehepaar mit Kindern“ hat sich aufgelöst, Lebensformen ohne den in-
stitutionellen Charakter der Ehe haben hingegen an Bedeutung gewonnen. 

Betrachtet man heute die erwachsene Bevölkerung 
nach ihrer Lebensform, so wohnen 29 % von ihnen 
als Ehepaar ohne Kind zusammen, die zweitgrößte 
Gruppe stellen die Alleinstehenden mit 26 % und 
erst an dritter Stelle kommen mit 24 % die Ehepaa-
re mit Kindern (minderjährige oder erwachsene 
Kinder) im Haushalt. Dies ist das Ergebnis des seit 
Jahrzehnten niedrigen Geburtenniveaus, der stei-

12. Lebensformen

Die traditionelle Lebens-
form als Ehepartner mit 

minderjährigen Kind(ern) 
im Haushalt ist diejenige, 

die am deutlichsten ge-
genüber 1996 zurückging. 

Am stärksten zugenom-
men hat die Zahl der 

alleinstehenden Personen.

Lebensformen
Lebensformen basieren auf den sozialen Bezie-
hungen zwischen den Menschen und werden 
unter den Gesichtspunkten der Paarbeziehun-
gen und der Elternschaft voneinander unter-
schieden. Der Mikrozensus, auf dem die hier 
verwendeten Daten beruhen, erfragt nur Lebens-
formen innerhalb eines Haushalts, haushalts-
übergreifende Lebensformen wie das „Living 
Apart Together“ können deshalb nicht ausge-
wiesen werden. Alle Lebensformen mit ledigen 
Kindern im Haushalt werden – unabhängig vom 
Alter der Kinder – zu den familialen Lebensfor-
men (Familien) gezählt, alle Lebensformen ohne 
Kinder zum Nichtfamiliensektor. 

Lebensformen der erwachsenen Bevölkerung (ab 18 Jahre) in Deutschland, 1996 und 2011 (in Prozent)
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© BiB 2013Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus
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genden Lebenserwartung und des geringeren Ver-
heiratungsniveaus jüngerer Menschen. Noch 1996 
bildeten Ehepaare mit Kindern die am weitesten 
verbreitete Lebensform erwachsener Personen.

Lebensgemeinschaften sind die Lebensform mit 
der stärksten Dynamik in der Entwicklung zwischen 
1996 und 2011. Zu 98 % sind dies nichteheliche 
Lebensgemeinschaften, in denen Mann und Frau 
zusammenleben, die übrigen 2 % werden durch 
gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften be-
setzt. Beide Formen können mit oder ohne Kinder 
gelebt werden, wobei die Lebensgemeinschaften 
mit Kindern am schnellsten zugenommen haben.

Trotz der umfangreichen Veränderungen, die 
sich bei den Lebensformen vollzogen haben, leben 

 Jahr Ehepaare Lebensgemeinschaften Alleinerziehende

1996 83,9 4,2 11,9

2000 81,4 5,1 13,5

2005 78,1 6,7 15,3

2010 75,7 7,4 16,8

2011 74,9 8,0 17,1

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus

drei Viertel aller minderjährigen Kinder bei ihren 
verheirateten Eltern, allerdings sind dies 9 Pro-
zentpunkte weniger als noch im Jahr 1996. Wie die 
Tabelle zeigt, steigt der Anteil von Kindern sowohl 
bei Alleinerziehenden als auch in Lebensgemein-
schaften – dort allerdings schneller.

Auch hier gibt es nach wie vor erhebliche West-
Ost-Unterschiede, die sich seit 1996 sogar weiter 
verstärkt haben. Während in Westdeutschland 
noch drei von vier minderjährigen Kindern bei ihren 
verheirateten Eltern leben, ist es in Ostdeutschland 
nur etwa jedes zweite. Dies korrespondiert mit dem 
hohen Anteil nichtehelich geborener Kinder, der im 
Osten 2011 bei 58 % lag. Allerdings fi ndet häufi g 
später noch eine Eheschließung der Eltern statt.

Bei der Veränderung nichtehelicher Lebensge-
meinschaften sind vor allem zwei Prozesse zu re gis-
trieren – zum einen die Veränderungen bezüglich 
Alter und Geschlecht und zum anderen die Ver-
schiebung der Proportionen zwischen den Lebens-
gemeinschaften mit und ohne Kinder.

Nichteheliche Lebensformen sind vor allem unter 
jüngeren Menschen stark verbreitet – von den rund 
5,5 Millionen Menschen, die 2011 in nichteheli-
chen Lebensgemeinschaften lebten, waren mehr 
als ein Drittel im Alter zwischen 25 und 35 Jahren. 
Dabei gibt es zwischen West- und Ostdeutschland 
nur geringe Unterschiede. Die Differenzen entste-
hen dann, wenn nach dem Zusammenleben mit 
minderjährigen Kindern verglichen wird. Hier leben 
84 % der westdeutschen 25- bis 29-Jährigen und 
72 % der 30- bis 34-Jährigen ohne minderjährige 
Kinder im Haushalt. In Ostdeutschland sind dies in 

den gleichen Altersgruppen nur 63 % bzw. 42 %, 
das heißt, in der Mehrzahl der nichtehelichen Le-
bensgemeinschaften von 30- bis 34-Jährigen in 
Ostdeutschland leben auch minderjährige Kinder.

Die Lebensformen der Bevölkerung im Hinblick 
auf Partner- und Elternschaft weisen also immer 
noch nennenswerte Differenzen zwischen west- 
und ostdeutschen Bundesländern auf, wobei die 
Dynamik der Veränderungen in Ostdeutschland 
deutlich höher lag und die Unterschiede sich ver-
ringern. Herausgegriffen wird hier die Altersgrup-
pe von 30 bis 44 Jahren, weil dort davon auszuge-
hen ist, dass die Mehrzahl der Kinder bereits ge-
boren wurde und den Haushalt noch nicht wieder 
verlassen hat. Der Anteil der Partnerschaften mit 
Kindern in Westdeutschland (ohne Berlin) verrin-
gerte sich von 60 % im Jahr 1996 auf 52 % im Jahr 

Minderjährige Kinder nach Familienform, Deutschland 1996, 2000, 2005, 2010 und 2011 (Anteile in %)
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Bei 30- bis 44-Jährigen in 
Westdeutschland sind es 
vor allem Alleinstehende 

ohne Kind und Partner im 
Haushalt, deren Anteil sich 

am deutlichsten erhöht 
hat, im Gegenzug sank 
vor allem der Anteil der 

Partnerschaften mit Kin-
dern. Auch im Osten waren 

die Partnerschaften mit 
Kindern die am stärksten 
rückläufige Lebensform, 
hier aber zugunsten der 

Alleinstehenden und der 
Partnerschaften ohne 

Kinder.

Lebensformen1 von 30- bis 44-Jährigen, 1996 und 2011

Personen im Alter zwischen 25 und 34 Jahren, die noch bei ihren Eltern wohnen, 2011 (Anteil in Prozent)

Das „Hotel Mama“ ist vor 
allem in Südeuropa noch 
stark verbreitet, während 

in Skandinavien nur ein 
geringer Teil dieser Alters-

gruppe noch im elterlichen 
Haushalt lebt. Deutsch-

land liegt hier im unteren 
Mittelfeld.
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1 Partnerschaft ja/nein, im Haushalt lebende Kinder ja/nein
Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus © BiB 2013
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Weitere Informationen zum Thema:

www.bib-demografie.de/familien_lebensformen

Anteil verheirateter Personen im Alter ab 65 Jahre, Deutschland 1996 bis 2011

Männer sind in allen 
Altersgruppen ab 65 
Jahre deutlich häufiger 
verheiratet als Frauen, 
allerdings steigt bei diesen 
der Verheiratetenanteil 
schneller an.
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus © BiB 2013

Anteil in Prozent

Männer

Frauen

2011, in Ostdeutschland (einschl. Berlin) sank er 
im gleichen Zeitraum sogar von 66 auf 47 %. Al-
leinstehende ohne Kind und ohne Partner waren in 
Westdeutschland 1996 anteilsmäßig noch stärker 
vertreten als in Ostdeutschland (knapp 17 gegen-
über 13 %). Diese Situation hat sich in den letzten 
15 Jahren umgekehrt. Das ostdeutsche Niveau 
hat sich in diesem Zeitraum mehr als verdoppelt, 
womit diese Lebensform im Jahr 2011 mit 27 % 
eine weitere Verbreitung gefunden hat als in West-
deutschland mit 23 %.

Junge Deutsche verlassen ihr Elternhaus früher 
als viele ihrer europäischen Altersgenossen. Nur 
etwa jeder fünfte Mann und jede zehnte Frau im Al-
ter von 25 bis 34 Jahren lebt noch mit mindestens 
einem Elternteil zusammen. In Süd- und Osteuropa 
liegen diese Anteile deutlich höher, z. B. in Kroati-
en betrifft dies mehr als Dreiviertel der Männer und 
mehr als die Hälfte der Frauen. Ganz anders sieht 
die Lage in Skandinavien aus, so lebt in Dänemark 
nur noch jeder 50. Mann und jede 100. Frau in die-
sem Alter im elterlichen Haushalt.

Aber nicht nur die Lebensformen jüngerer Men-
schen haben sich in den letzten 15 Jahren gewan-
delt, auch bei den älteren Menschen sind in diesem 
Zeitraum Veränderungen zu verzeichnen. Kennzeich-
nend für die Personen ab 65 Jahre ist vor allem der 
steigende Anteil Verheirateter – wobei dies für die 
Frauen noch deutlich stärker zutrifft als für die Män-
ner – und im Gegenzug der sinkende Anteil Allein-
stehender. Gerade für die Geburtsjahrgänge aus den 
1930er Jahren wirkte sich das „goldene Zeitalter von 
Ehe und Familie“ aus den 1950er und 1960er Jahren 
auf das Verheiratungsniveau aus, damals gingen 
nur wenige Menschen keine Ehe ein. Aber noch ein 
anderer Faktor spielt vor allem für die Altersgruppe 

der ab 80-Jährigen eine Rolle: die stärker besetzten 
Männerjahrgänge. Ab dem Geburtsjahrgang 1930 
sind die Männerkohorten nicht mehr überproportio-
nal durch den Zweiten Weltkrieg dezimiert worden, 
für die Frauen dieser Geburtskohorten bestand also 
eine deutlich höhere Chance überhaupt zu heiraten, 
als es vorher in dieser Altersgruppe der Fall war. Am 
stärksten betroffen von diesen überdurchschnittli-
chen Verlusten waren die Männer, die in der ersten 
Hälfte der 1890er Jahre und in den Jahren 1913 bis 
1923 geboren wurden.
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Die Zahl der auf der Erde lebenden Menschen stieg bis zum Ende des 18. Jahr-
hunderts nur sehr langsam an. Erst zu Beginn des 19. Jahrhunderts erreichte 
die Weltbevölkerung die Grenze von einer Milliarde Menschen. In der Folge 
hat sich der Bevölkerungszuwachs kontinuierlich beschleunigt. Im Oktober 
2011 wurde die Sieben-Milliarden-Grenze überschritten. Der bevölkerungs-
reichste Kontinent ist Asien mit mehr als 4,2 Milliarden Menschen, gefolgt 
von Afrika, Amerika und Europa.

Nach den aktuellen Vorausberechnungen der 
Vereinten Nationen ist bis zum Jahr 2050 mit ei-
nem weiteren Wachstum auf neun Milliarden zu 
rechnen, danach wird eine Abschwächung dieses 
Trends erwartet. Wenn dies eintritt, wird sich die 
Bevölkerungszahl bis zum Jahr 2100 auf einem Ni-
veau von rund zehn Milliarden Menschen einpen-
deln. Der Anteil der Europäer dürfte bis zum Ende 
des Jahrhunderts von heute 10,6 % der Weltbevöl-
kerung auf unter 7 % absinken.

Seit mehreren Jahrzehnten sind zwei unter-
schiedliche Entwicklungstrends zu erkennen: eine 
alternde und teilweise schrumpfende Bevölkerung 
in den Indus triestaaten und eine junge und stark 
wachsende Bevölkerung in den Entwicklungslän-
dern, gegenwärtig vor allem noch in den am we-
nigs  ten entwickelten Ländern.

13. Weltbevölkerung

Kontinent Einwohner in Millionen In % der Weltbevölkerung

Asien 4.207 60,3

Afrika 1.046 15,0

Europa 739 10,6

Lateinamerika 597 8,6

Nordamerika 348 5,0

Ozeanien 37 0,5

Welt 6.974 100

Datenquelle: UN World Population Prospects, The 2010 Revision

 Am wenigsten entwickelte Länder,
Subsahara-Afrika
Die am wenigsten entwickelten Länder umfassen 
48 Staaten: 33 in Afrika (überwiegend Subsa-
hara-Afrika), 9 in Asien, 5 in Ozeanien und 1 in 
Lateinamerika und Karibik. 

Subsahara-Afrika umfasst alle südlich der Saha-
ra gelegenen afrikanischen Länder, das sind 49 
der insgesamt 54 Länder in Afrika. Lediglich die 
fünf arabisch geprägten Staaten am Mittelmeer 
(Ägypten, Algerien, Libyen, Tunesien, Marokko) 
gehören nicht zu dieser Gruppe.

Verteilung der Weltbevölkerung nach Kontinenten, 2011 (Jahresdurchschnitt)
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Geburtenentwicklung
Hauptgrund für die junge und wachsende Bevölke-
rung in den Entwicklungsländern ist die Geburten-
entwicklung, hier zeichnet sich allerdings in einer 
Reihe dieser Länder ein Trend zur Verringerung des 
Geburtenniveaus ab. Nach einer Modellrechnung 
der Vereinten Nationen würde ein weltweites Ab-
sinken der zusammengefassten Geburtenziffer auf 
2,1 Kinder je Frau zu einer Bevölkerungszahl von 
rund 10 Milliarden Menschen im Jahr 2100 auf der 
Erde führen. Sollte dieses Niveau aber nur auf 2,5 
Kinder je Frau sinken, würde das bis 2100 zu einer 
Bevölkerungszahl von 16 Milliarden führen – dies 
macht den Einfl uss der Geburtenentwicklung für 
die Weltbevölkerung deutlich. Eine wichtige Rolle 
für die Entwicklung des Geburtenniveaus spie-
len die Bildung von Mädchen und Frauen sowie 
eine verbesserte Aufklärung und der Zugang zu 
Methoden der Familienplanung, die den Trend zu 
kleineren Familien fördern können. Diese Mittel 
und Methoden sind allerdings nicht überall ver-
fügbar – einerseits, weil die Gesundheitssys teme 
und ökonomischen Bedingungen oder aber Kriege 
und Krisen dies nicht erlauben und andererseits, 
weil kulturelle und religiöse Schranken überwun-

den werden müssen. In den Entwicklungsländern 
haben heute weltweit schätzungsweise 215 Mil-
lionen Frauen keinen Zugang zu Maßnahmen der 
Familienplanung, obwohl sie verhüten möchten 
(Quelle: UNFPA Weltbevölkerungsbericht 2011).

Sterblichkeit und Lebenserwartung
Seit Beginn der 1950er Jahre ist in fast allen Län-
dern ein Anstieg der Lebenserwartung zu verzeich-
nen – wichtigste Ausnahme waren die am wenigsten 
entwickelten Länder in der ersten Hälfte der 1970er 
Jahre. Aber auch hier konnte durch die Verbesse-
rung der medizinischen Versorgung und Fortschritte 
bei Ernährung, Hygiene und den Lebensbedingun-
gen insgesamt – z. B. im Rahmen der Entwicklungs-
hilfe – die Sterblichkeit gesenkt werden, obwohl 
durch HIV/AIDS diese Bemühungen zum Teil deut-
liche Rückschläge erlitten haben. Weltweit stieg in 
diesem Zeitraum die Lebenserwartung Neugebore-
ner bei den Jungen um rund 20 Jahre und bei den 
Mädchen um rund 22 Jahre. In den Industrieländern 
war das in diesem Zeitraum vor allem auf eine Er-
höhung der Lebenserwartung älterer Menschen 
zurückzuführen, in den Entwicklungsländern in ers-

Seit 1950 ist das Gebur-
tenniveau in allen Teilen 
der Welt abgesunken. In 
den Industrieländern ist 
ein leichter Wiederanstieg 
auf niedrigem Niveau zu 
erkennen, in den am we-
nigsten entwickelten Län-
dern liegt die Geburtenzif-
fer trotz eines deutlichen 
Rückgangs immer noch bei 
4,4, in Subsahara-Afrika 
sogar bei über 5.

Entwicklung der weltweiten Geburtenziffer nach Regionen, 1950/55 bis 2005/10
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ter Linie auf eine Verringerung der Säuglings- und 
Kindersterblichkeit. Das wird auch in der Dynamik 
des Anstiegs deutlich, weil sinkende Kindersterb-
lichkeit die Lebenserwartung schneller ansteigen 
lässt als sinkende Sterblichkeit im höheren Alter. 
Trotz dieses schnelleren Anstiegs in den Entwick-
lungsländern, gibt es auch heute noch sehr starke 
Unterschiede zwischen den Regionen. So haben 
Menschen in Subsahara-Afrika zum Beispiel eine 
um fast 25 (Männer) bzw. sogar fast 28 Jahre (Frau-
en) geringere Lebenserwartung als die Menschen in 
Westeuropa. Hier werden auch geschlechtsspezi-
fi sche Unterschiede sichtbar, die vor allem mit der 
immer noch hohen Müttersterblichkeit in den afri-
kanischen Staaten zusammenhängen.
Während Frauen in Westeuropa eine um rund fünf 
Jahre höhere Lebenserwartung haben als Männer 
– bedingt sowohl durch biologische als auch ver-
haltensbedingte Komponenten –, beträgt dieser 
Unterschied in Subsahara-Afrika nur reichlich zwei  
Jahre. Für die Zukunft wird eine weiter steigende 
Lebenserwartung in allen Regionen und eine Ver-
ringerung der Unterschiede zwischen den Regio-
nen erwartet.

Altersstrukturen und Alterung
Geburten- und Sterblichkeitsentwicklung sind 
zwei wesentliche Voraussetzungen für die Verän-
derungen der Altersstruktur und die Alterung der 
Bevölkerung. Hinzu kommt die bereits bestehende 
Altersstruktur, die in den Entwicklungsländern mit 
einem hohen Anteil Jugendlicher ein völlig anderes 
Bild bietet als in den Industriestaaten mit einem 
hohen und wachsenden Anteil älterer Menschen. 
Aber die demografi sche Alterung ist ein Prozess, 
der sich im Rahmen des demografi schen Wandels 
in allen Staaten vollzieht, wenn auch auf einem un-
terschiedlichen Stand, mit unterschiedlichem Tem-
po und unter verschiedenen Voraussetzungen.

In Europa leben etwa ähnlich viele Menschen im 
Alter von unter 25 wie im Alter ab 60 Jahre – nämlich 
jeweils rund ein Viertel der Bevölkerung. In Afrika 
hingegen sind es mit etwa 60 % unter 25 Jahren rund 
zehnmal so viele wie die 60-Jährigen und Älteren 
mit 6 %. In Europa und Nordamerika sowie in Indu-
strieländern anderer Kontinente ist der Alterungs-
prozess demzufolge bereits weit fortgeschritten, 
während er sich in den meisten afrikanischen, asia-
tischen und lateinamerikanischen Staaten noch im 

In allen Regionen ist die 
Lebenserwartung bei Ge-
burt seit den 1950er Jah-
ren bis auf eine zeitweise 

Ausnahme angestiegen, in 
den Entwicklungsländern 
sogar schneller als in den 

Industrieländern. Trotz-
dem können die Menschen 

in den Industrieländern 
immer noch mit einer 

rund 20 Jahre längeren 
Lebensdauer rechnen als 
die Menschen in den am 

wenigsten entwickelten 
Ländern.
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Anfangsstadium befi ndet. Trotzdem wird auch in 
diesen Ländern mit einem wachsenden Anteil älte-
rer Menschen zu rechnen sein, insbesondere wenn 
sich das Geburtenniveau langfristig verringert und 
die Sterblichkeit vor allem im Bereich der Kinder- 
und Müttersterblichkeit weiter rückläufi g ist.

Demografische Dividende
Auf der Basis der Altersstrukturen werden Abhängi-
genquotienten ermittelt, bei denen die noch nicht 
(Jugend) bzw. nicht mehr (Ältere) im erwerbsfä-
higen Alter Stehenden auf die Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter bezogen werden. Die Summe 
von Jugend- und Altenquotient, die den Gesamtab-
hängigenquotienten bildet, ist die Grundlage für 
die sogenannte „Demografi sche Dividende“. In der 
Vergangenheit sind niedrige Gesamtquotienten in 
den Industrieländern häufi g von starken Wachs-
tumsphasen begleitet gewesen, weil weniger ge-
sellschaftliche Mittel für die Personengruppen im 
nichterwerbsfähigen Alter (unabhängig ob jung 
oder alt) ausgegeben werden müssen. In den Indu-
strieländern geht diese Phase bereits ihrem Ende zu 
und die Gesamtquotienten steigen wieder an, auch 

Die Weltbevölkerung ist 
seit 1950 nicht nur im 
Umfang auf mehr als das 
Doppelte angewachsen, 
sie ist gleichzeitig gealtert. 
Während bis Mitte der 
1970er Jahre rund 55 % 
der auf der Erde lebenden 
Menschen unter 25 Jahre 
alt waren, sind es heute 
noch rund 44 %, dafür 
stieg der Anteil der 60-Jäh-
rigen und Älteren in den 
letzten 60 Jahren von 8 % 
auf 11 % an.

Demografi sche Dividende
Sie tritt ein, wenn die Gesamtquotienten sich auf 
einem historisch niedrigen Niveau bewegen und 
zwar dann, wenn durch sinkende Geburtenzahlen 
die Jugendquotienten abnehmen, aber die Zahl 
der Älteren noch zu langsam steigt, als dass stei-
gende Altenquotienten diese Abnahme bereits 
kompensieren. Ein hoher Anteil an Personen 
im erwerbsfähigen Alter an der Gesamtbevöl-
kerung kann, sofern hierfür die erforderlichen 
Rahmenbedingungen vorliegen, Entwicklung und 
wirtschaftliches Wachstum fördern. 

Weitere Informationen zum Thema:

www.bib-demografie.de/weltbevoelkerung

in vielen asiatischen Ländern wird diese Entwick-
lungsphase nicht mehr lange anhalten. Die meisten 
afrikanischen und vor allem die am wenigsten ent-
wickelten Länder befi nden sich aber erst am Anfang 
der Entwicklung einer Demografi schen Dividende 
– dies könnte Chancen für die gesellschaftliche 
Entwicklung bieten, wenn die notwendigen ökono-
mischen Rahmenbedingungen geschaffen werden 
können.

Entwicklung der Weltbevölkerung nach Altersgruppen, 1950 bis 2010
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Abkürzung der Ländernamen in den Karten: 

AL = Albanien
AM = Armenien
AT =Österreich
AZ = Aserbeidschan
BA = Bosnien und Herzegowina
BE = Belgien
BG = Bulgarien
BY = Weißrussland
CH = Schweiz
CY = Zypern
CZ = Tschechische Republik
DE = Deutschland
DK = Dänemark
EE = Estland
ES = Spanien
FI = Finnland
FR = Frankreich
GB = Vereinigtes Königreich
GE = Georgien
GR = Griechenland
HR = Kroatien
HU = Ungarn
IE = Irland
IS = Island
IT = Italien
LI = Liechtenstein
LT = Litauen
LU = Luxemburg
LV = Lettland
MD = Moldawien
ME = Montenegro
MK = Mazedonien
NL = Niederlande
NO = Norwegen
PL = Polen
PT = Portugal
RO = Rumänien
RS = Serbien
RU = Russische Föderation
SE = Schweden
SI = Slowenien
SK = Slowakei
TR = Türkei
UA = Ukraine
XK = Kosovo
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